
 

 

Senatsverwaltung für Wissenschaft,  
Gesundheit, Pflege und Gleichstellung 
- VA / VB 2– 2.3.2.1 
Tel.: 9026 (926) - 5050 
 
 
 
 
 
An das 

Abgeordnetenhaus von Berlin 

über Senatskanzlei - G Sen - 
 
 
 
 
 
V o r l a g e 
 
 
- zur Kenntnisnahme - 

gemäß Artikel 64 Absatz 3 der Verfassung von Berlin 

 

 

über die Verordnung zur Änderung der Studienplatzvergabeverordnung Stiftung und 

der Hochschulzulassungsverordnung  

 
 

 
 
Ich bitte, gemäß Artikel 64 Absatz 3 der Verfassung von Berlin zur Kenntnis zu neh-
men, dass die Senatsverwaltung für Wissenschaft, Gesundheit, Pflege und Gleichstel-
lung die nachstehende Verordnung erlassen hat: 
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Verordnung zur Änderung der Studienplatzvergabeverordnung Stiftung und 

der Hochschulzulassungsverordnung  
 
 

Vom 18. Januar 2022  
 
 

 
Auf Grund von § 19 Nummer 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 sowie § 11 Absatz 2 
des Berliner Hochschulzulassungsgesetzes vom 9. Oktober 2019 (GVBl. S. 695), das 
zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. September 2021 (GVBl. S. 1039) geän-
dert worden ist, in Verbindung mit dem Staatsvertrag über die Hochschulzulassung 
vom 21. und 27. März sowie 4. April 2019 (GVBl. S. 703) und des § 19 Nummer 2 des 
Berliner Hochschulzulassungsgesetzes verordnet die Senatsverwaltung für Wissen-
schaft, Gesundheit, Pflege und Gleichstellung: 
 
 
 
 

Artikel 1 
 
 

Änderung der Studienplatzvergabeverordnung Stiftung 
 
 
Die Studienplatzvergabeverordnung Stiftung vom 2. Dezember 2019 (GVBl. S. 756), 
die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 23. Juli 2021 (GVBl. S. 919) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 
 
 

1. Dem § 1 Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:  
 
 
„Wer die deutsche Staatsangehörigkeit neben einer ausländischen Staatsan-
gehörigkeit besitzt, wird nach den für Deutsche geltenden Bestimmungen am 
Vergabeverfahren beteiligt.“ 

 
 

2. § 5 wird wie folgt geändert: 
 
 
   a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

 
 

aa) In Satz 3 werden nach dem Wort „Januar“ das Komma durch das Wort 
„und“ ersetzt und die Wörter „2021/2022 bis zum 5. August 2021 und 
für die folgenden Wintersemester“ gestrichen. 
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bb) In Satz 6 werden nach dem Wort „Januar“ das Komma durch das Wort 
„und“ ersetzt und die Wörter „2021/2022 bis zum 7. August 2021 und 
für die folgenden Wintersemester“ gestrichen. 

 
 

b) In Absatz 3 werden nach dem Wort „Februar“ das Komma durch das Wort 
„und“ ersetzt und die Wörter „2021/2022 bis zum 31. August 2021 und für 
die folgenden Wintersemester“ gestrichen. 

 
 

c) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 
 
 

aa) In Satz 1 werden in dem Satzteil vor Nummer 1 nach dem Wort „Feb-
ruar“ das Komma durch das Wort „und“ ersetzt und die Wörter 
„2021/2022 in der Zeit vom 8. August bis zum 6. September 2021 und für 
die folgenden Wintersemester“ gestrichen. 

 
 

bb) In Satz 3 werden nach dem Wort „Februar“ das Komma durch das 
Wort „und“ ersetzt und die Wörter „2021/2022 am 7. September 2021 
und für die folgenden Wintersemester“ gestrichen. 

 
 

d) Absatz 6 wird wie folgt geändert: 
 
 

aa) In Satz 1 erster Halbsatz werden nach dem Wort „März“ das Komma 
durch das Wort „und“ ersetzt und die Wörter „2021/2022 vom 13. bis 
zum 30. September 2021 und für die folgenden Wintersemester“ gestri-
chen. 

 
 

bb) In Satz 3 werden nach dem Wort „Februar“ das Komma durch das Wort 
„und“ ersetzt und die Wörter „2021/2022 in der Zeit vom 10. bis zum 12. 
September 2021 und für die folgenden Wintersemester“ gestrichen. 

 
 

cc) In Satz 5 werden nach dem Wort „März“ das Komma durch das Wort 
„und“ ersetzt und die Wörter „2021/2022 vom 10. bis zum 30. Septem-
ber 2021 und für die folgenden Wintersemester“ gestrichen. 

 
 

 
3. § 6 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

 
 

a) In Satz 2 Nummer 2 werden die Wörter „2021/2022, wenn die Hoch-
schulzugangsberechtigung vor dem 16. Januar 2021 erworben wurde, 
bis zum 31. Mai 2021, andernfalls bis zum 31. Juli 2021, und für die 
folgenden Wintersemester“ gestrichen. 



 

 

4 

b) Satz 3 wird wie folgt geändert: 
 
 

aa) Im ersten Halbsatz werden in Nummer 2 die Wörter „2021/2022, 
wenn die Hochschulzugangsberechtigung vor dem 16. Januar 2021 
erworben wurde, bis zum 15. Juni 2021, andernfalls bis zum 5. Au-
gust 2021, und für die folgenden Wintersemester“ gestrichen. 

 
 

bb) Im zweiten Halbsatz werden die Wörter „2021/2022 bis zum 5. Au-
gust 2021 und für die folgenden Wintersemester“ gestrichen. 

 
 

c) In Satz 5 zweiter Halbsatz werden die Wörter „für das Wintersemester 
2021/2022 bis zum 31. Juli 2021 und für die folgenden Wintersemester“ 
und die Wörter „bei einer Bewerbung zum Wintersemester 2021/2022 
vor dem 1. August 2021 und bei einer Bewerbung für die folgenden 
Wintersemester“ gestrichen. 

 
 
4. In § 7 Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Januar“ das „Komma“ durch 

das Wort „und“ ersetzt und die Wörter „2021/2022 bis zum 31. Juli 2021 und 
bei der Bewerbung für die folgenden Wintersemester“ gestrichen. 

 
 

5. In § 9 Absatz 1 Satz 5 werden nach dem Wort „Februar“ das Komma durch 
das Wort „und“ ersetzt und die Wörter „2021/2022 ab dem 4. September 2021 
und für die folgenden Wintersemester“ gestrichen. 

 
 

6. In § 11 Absatz 1 werden nach dem Wort „Januar“ das Komma durch das Wort 
„und“ ersetzt und die Wörter „2021/2022 bis zum 31. Juli 2021 und für die fol-
genden Wintersemester“ gestrichen. 

 
 

7. Dem § 15 wird folgender Absatz 5 angefügt: 
 
 

„(5) Ist bei Ablauf der Frist nach § 6 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 oder 2 eine 
Berufsausbildung noch nicht abgeschlossen oder eine erforderliche Min-
destdauer einer Berufstätigkeit oder einer praktischen Tätigkeit noch nicht 
erreicht, ist durch Bescheinigung glaubhaft zu machen, dass der Abschluss 
oder die jeweilige Mindestdauer bei einer Bewerbung für das Sommerse-
mester bis zum 31. Januar oder bei einer Bewerbung für das Wintersemes-
ter bis zum 31. Juli erreicht sein wird.“ 

 
 

8. In § 16 Absatz 3 werden nach der Angabe „4“ die Wörter „sowie § 15 Absatz 
5“ eingefügt und das Wort „findet“ durch das Wort „finden“ ersetzt. 
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9. § 21 wird wie folgt geändert: 
 
 

a) Absatz 1 wird aufgehoben. 
 
 

b) Absatz 2 wird Absatz 1 und wie folgt geändert: 
 
 

aa) In dem Satzteil vor Nummer 1 wird die Angabe „Wintersemester 
2021/2022“ durch die Angabe „Sommersemester 2022“ ersetzt. 

 
 

bb) In Nummer 1 werden die Wörter „und für das Wintersemester bis zum 
31. Juli“ gestrichen.  

 
 

c) Absatz 3 wird aufgehoben. 
 
 

d) Absatz 4 wird Absatz 2 und die Angabe „Wintersemester 2021/2022“ wird 
durch die Angabe „Sommersemester 2022“ ersetzt. 

 
 

10. In Anlage 5 (zu § 21 Absatz 2 Nummer 2) wird Absatz 6 aufgehoben. 
 
 
11. Die Anlage 6 (zu § 21 Absatz 2 Nummer 3) wird wie folgt geändert: 
 
 

a) Im Abschnitt „Berufsausbildungen und Berufstätigkeiten Medizin“ wird nach 
der Position „Orthoptistin oder Orthoptist“ die Position „Pflegefachfrau oder 
Pflegefachmann“ eingefügt. 

 
 

b) Im Abschnitt „Berufsausbildungen und Berufstätigkeiten Zahnmedizin“ wird 
nach der Position „Orthoptistin oder Orthoptist“ die Position „Pflegefachfrau 
oder Pflegefachmann“ eingefügt. 

 
 

 
Artikel 2 

 
 

Änderung der Hochschulzulassungsverordnung 
 
 
Die Hochschulzulassungsverordnung vom 4. April 2012 (GVBl. S. 111), die zuletzt 
durch Artikel 2 der Verordnung vom 23. Juli 2021 (GVBl. S. 919) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 
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1. § 2 Absatz 1a wird aufgehoben.  
 
 
 

2. In § 6 Absatz 1 Nummer 4 werden die Wörter „, für das Wintersemester 
2021/2022 zum Zeitpunkt der Fristen nach § 2 Absatz 1a,“ gestrichen. 

 
 

3. In § 18 Absatz 3 werden nach dem Wort „Februar“ das Komma durch das Wort 
„und“ ersetzt und die Wörter „2021/2022 bis spätestens zum 31. August 2021 
und für die folgenden Wintersemester“ gestrichen. 

 
 
 

 
Artikel 3 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und Verordnungs-

blatt für Berlin in Kraft. 
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A. Begründung:  

 
a) Allgemeines: 
 
Mit der Verordnung werden im Wesentlichen Anpassungen der zulassungsrechtlichen 

Bestimmungen für das Zulassungsverfahren ab dem Sommersemester 2022 getrof-

fen. Erstens werden die pandemiebedingt erforderlichen Anpassungen der Bewer-

bungsfristen sowie der in dessen Folge angepassten zeitlichen Abläufe des Zulas-

sungsverfahrens aus dem Wintersemester 2021/22 redaktionell bereinigt und weitere 

Klarstellungen in die Verordnung aufgenommen. Zweitens werden die im Zuge der 

Erarbeitung des Staatsvertrages vereinbarten zulassungsrechtlichen Übergangsfris-

ten für den Studiengang Pharmazie sowie zur Berücksichtigung der Wartezeit als Aus-

wahlkriterium in den Studiengängen des Zentralen Verfahrens nach deren letztmaliger 

Anwendung im Wintersemester 2021/2022 aufgehoben. 

Die Anpassungen in der Studienplatzvergabeverordnung Stiftung beruhen auf der ge-

wohnten Abstimmung der Länder zu den verfahrensrechtlichen Anpassungen. Im Ein-

zelnen werden die Studienplatzvergabeverordnung Stiftung (Artikel 1) sowie die Hoch-

schulzulassungsverordnung (Artikel 2) geändert. 

 
b) Einzelbegründung: 
 
 
 
Zu Artikel 1 (Änderung der Studienplatzvergabeverordnung Stiftung) 

Zu 1. (Änderung des § 1) 

Die Änderung dient der Klarstellung hinsichtlich der zulassungsrechtlichen Behand-

lung von Bewerberinnen und Bewerbern mit doppelter Staatsangehörigkeit im Verga-

beverfahren. 

Zu 2. bis 6. (Änderung der §§ 5, 6, 7, 9 und 11) 
 
 
Mit den Änderungen werden die pandemiebedingt für das Wintersemester 2021/2022 
erforderlichen Sonderregelungen zum zeitlichen Ablauf des Dialogorientierten Ser-
viceverfahrens redaktionell bereinigt.  
 
 
Zu 7. und 8. (Änderung der §§ 15 und 16) 
 
 
Die Änderung der §§ 15 und 16 trifft im Sinne der Bewerberinnen und Bewerber eine 
Übergangsregelung, sofern im Rahmen der zusätzlichen Eignungsquote bzw. des 
Auswahlverfahrens der Hochschulen nach § 16 das Kriterium der Berufsausbildung 
bzw. der Berufs- oder praktischen Tätigkeit herangezogen wird. Mit der zweiwöchigen 
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Übergangsfrist wird der regelmäßigen Dauer der Berufsausbildungen von drei Jahren 
und dem 1. Februar und 1. August als Termin für den Ausbildungsbeginn im Hinblick 
auf die Bewerbungsfristen und das weitere Zulassungsverfahren Rechnung getragen. 
 
 
Zu 9. (Änderung des § 21) 
 
 
Die Änderungen im § 21 konsolidieren die bisherigen Übergangsregelungen für die 
Studiengänge des zentralen Vergabeverfahrens. Die Regelungen zur Wartezeit (Ab-
satz 1) werden aufgehoben, da diese mit Blick auf die Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichts vom 19. Dezember 2017 (1 BvL 3/14) zur Dysfunktionalität der 
Wartezeitquote und den sich daran anschließenden Beratungen zum Staatsvertrag für 
Hochschulzulassung letztmalig im Wintersemester 2021/22 zur Anwendung kommen 
sollten. Im Studiengang Pharmazie werden aufgrund des neu gestalteten Zulassungs-
verfahrens an der Freien Universität Berlin ab dem Sommersemester 2022 keine Über-
gangsregelungen erforderlich sein, sodass die Regelungen ebenfalls aufgehoben wer-
den. 
 
 
Zu 10. (Änderung der Anlage 5) 
 
 
Da die Wartezeitregelung aus § 21 gestrichen wird, kann die für die Wartezeit bisher 
vorgesehene Punktebemessung in Anlage 5 aufgehoben werden. 
 
 
Zu 11. (Änderung der Anlage 6) 
 
 
Die Ergänzung ist erforderlich, da die Ausbildung zur Pflegefachfrau / zum Pflegefach-
mann als nunmehr geltende generalistische Ausbildung nach dem Pflegeberufere-
formgesetz seit 2020 die Ausbildung zur Altenpflegerin / zum Altenpfleger, zur Ge-
sundheits- und Kinderkrankenpflegerin / zum Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger 
sowie zur Gesundheits- und Krankenpflegerin / zum Gesundheits- und Krankenpfleger 
abgelöst hat. 
 
Zu Artikel 2 (Änderung der Hochschulzulassungsverordnung) 

Zu 1. bis 3. (Änderung des § 2 Absatz 1a Satz 1, des § 6 Absatz 1 Nummer 4 sowie 
des § 18 Absatz 3) 
 
Entsprechend der in Artikel 1 getroffenen Bereinigungen erfolgen gleichgerichtete An-

passungen auch in der für die örtlichen Zulassungsverfahren geltenden Berliner Hoch-

schulzulassungsverordnung. 

 
Zu Artikel 3 (Inkrafttreten) 

Diese Vorschrift regelt das Inkrafttreten der Verordnung. Eine Übergangsregelung ist 

nicht erforderlich. Die Verordnung gilt ab dem Sommersemester 2022. 
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B. Rechtsgrundlage: 

§ 19 Nummer 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 sowie § 11 Absatz 2 des Berliner 
Hochschulzulassungsgesetzes vom 9. Oktober 2019 (GVBl. S. 695), zuletzt geän-
dert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. September 2021 (GVBl. S. 1039) in 
Verbindung mit dem Staatsvertrag über die Hochschulzulassung vom 21. und 27. 
März sowie 4. April 2019 (GVBl. S. 703) und des § 19 Nummer 2 des Berliner 
Hochschulzulassungsgesetzes. 

 
 
C. Kostenauswirkungen auf Privathaushalte und/oder Wirtschaftsunternehmen:  
 Keine. 
 
 
D. Gesamtkosten: 
 Keine. 
 
 
E. Auswirkungen auf die Zusammenarbeit mit dem Land Brandenburg:  
 Keine. 
 
 
F. Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die Finanzplanung: 

  
 

a) Auswirkungen auf Einnahmen und Ausgaben: 
 Keine. 
 
 
b) Personalwirtschaftliche Auswirkungen: 

   Keine. 
 
 
 
 
Berlin, den 18. Januar 2022  
 
 
 
Ulrike Gote 
Senatorin für Wissenschaft, Gesundheit, Pflege und Gleichstellung 
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Anlage zur Vorlage an  
das Abgeordnetenhaus 

 
 
I. Gegenüberstellung der Verordnungstexte 
 
 
 
 
 

Verordnung über die Verfahren der 
Vergabe von Studienplätzen durch die 

Stiftung für Hochschulzulassung (Studi-
enplatzvergabeverordnung Stiftung) 

 Vom 2. Dezember 2019 
(GVBl. S. 756) 

 

Änderung der Verordnung über 
die Verfahren der Vergabe von 
Studienplätzen durch die Stif-
tung für Hochschulzulassung 

(Studienplatzvergabeverordnung 
Stiftung) 

Vom 18. Januar 2022 

 
§ 1 Anwendungsbereich 

 
(1) Diese Verordnung regelt die Vergabe von 
Studienplätzen in den Studiengängen mit 
festgesetzter Zulassungszahl im ersten Fach-
semester durch die Stiftung für Hochschulzu-
lassung in eigenem Namen oder im Auftrag 
sowie die Durchführung des Dialogorientier-
ten Serviceverfahrens.  
 
 
 
(2) 1Wer nach Artikel 5 Absatz 2 des Staats-
vertrags über die Hochschulzulassung (im 
Folgenden: Staatsvertrag) Deutschen gleich-
gestellt ist, wird nach den für Deutsche gel-
tenden Bestimmungen am Vergabeverfahren 
beteiligt. 2Deutschen gleichgestellt sind:  
 
1.Staatsangehörige eines anderen Mitglied-
staates der Europäischen Union oder eines 
anderen Vertragsstaates des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum, 
 
 
2. in der Bundesrepublik Deutschland woh-
nende Kinder von Staatsangehörigen eines 
anderen Mitgliedstaates der Europäischen 

 
§ 1 Anwendungsbereich 

 
u n v e r ä n d e r t   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
u n v e r ä n d e r t 
 
 
 
 
 
 
u n v e r ä n d e r t 
 
 
 
 
 
u n v e r ä n d e r t 
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Union oder von Vertragsstaaten des Abkom-
mens über den Europäischen Wirtschafts-
raum, sofern diese Staatsangehörigen in der 
Bundesrepublik Deutschland beschäftigt sind 
oder beschäftigt gewesen sind, 
 
 
3. in der Bundesrepublik Deutschland woh-
nende andere Familienangehörige im Sinne 
von Artikel 2 Nummer 2 der Richtlinie 
2004/38/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 29. April 2004 (ABl. L 158 
vom 30.4.2004, S. 77, L 229 vom 29.6.2004, 
S. 35) von Staatsangehörigen eines anderen 
Mitgliedstaates der Europäischen Union oder 
von Vertragsstaaten des Abkommens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum, sofern 
diese Staatsangehörigen in der Bundesre-
publik Deutschland beschäftigt sind, sowie 
 
4.  sonstige ausländische Staatsangehörige 
oder Staatenlose, die eine in der Bundesre-
publik Deutschland oder an einer deutschen 
Auslandsschule erworbene Hochschulzu-
gangsberechtigung, die nicht ausschließlich 
nach ausländischem Recht erworben wurde 
(deutsche Hochschulzugangsberechtigung), 
besitzen; gleiches gilt für ausländische 
Staatsangehörige oder Staatenlose, die das 
Europäische Abitur besitzen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
u n v e r ä n d e r t 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
4.  sonstige ausländische Staatsan-
gehörige oder Staatenlose, die eine 
in der Bundesrepublik Deutschland 
oder an einer deutschen Auslands-
schule erworbene Hochschulzu-
gangsberechtigung, die nicht aus-
schließlich nach ausländischem 
Recht erworben wurde (deutsche 
Hochschulzugangsberechtigung), 
besitzen; gleiches gilt für ausländi-
sche Staatsangehörige oder Staa-
tenlose, die das Europäische Abitur 
besitzen. Wer die deutsche 
Staatsangehörigkeit neben einer 
ausländischen Staatsangehörig-
keit besitzt, wird nach den für 
Deutsche geltenden Bestimmun-
gen am Vergabeverfahren betei-
ligt. 
 

 
§ 5 Koordinierung im Dialogorientierten 

Serviceverfahren 
(1) 1 Für die Teilnahme am Dialogorientierten 
Serviceverfahren können in einem Vergabe-
verfahren bundesweit bis zu zwölf Zulas-
sungsanträge gestellt werden; die Regelun-
gen zur Anzahl möglicher Zulassungsanträge 
in der Hochschulzulassungsverordnung vom 
4. April 2012 (GVBl. S. 111) in der jeweils gel-

 
§ 5 Koordinierung im Dialogori-

entierten Serviceverfahren 
(1) 1 Für die Teilnahme am Dialog-
orientierten Serviceverfahren kön-
nen in einem Vergabeverfahren 
bundesweit bis zu zwölf Zulas-
sungsanträge gestellt werden; die 
Regelungen zur Anzahl möglicher 
Zulassungsanträge in der Hoch-
schulzulassungsverordnung vom 4. 
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tenden Fassung bleiben unberührt. 2Ein Zu-
lassungsantrag muss elektronisch nach Maß-
gabe dieser Verordnung bei der Stiftung oder 
der Hochschule fristgerecht eingegangen 
sein. 3Die Hochschule übermittelt der Stiftung 
für das Sommersemester bis zum 20. Januar, 
für das Wintersemester 2021/2022 bis zum 5. 
August 2021 und für die folgenden Winterse-
mester bis zum 20. Juli alle über das Webpor-
tal der Hochschule fristgerecht elektronisch 
eingegangenen Zulassungsanträge. 4Über-
zählige Zulassungsanträge werden im jewei-
ligen Benutzerkonto als „inaktiv“ gekenn-
zeichnet. 5Für derartig gekennzeichnete Zu-
lassungsanträge können weder Zulassungs-
angebote noch Zulassungen ergehen. 6Die 
Bewerberin oder der Bewerber kann einen o-
der mehrere der bisher als „inaktiv“ gekenn-
zeichneten Zulassungsanträge aktivieren, in-
dem sie oder er bisher nicht als „inaktiv“ ge-
kennzeichnete Zulassungsanträge in ent-
sprechender Anzahl für das Sommersemes-
ter bis zum 22. Januar, für das Wintersemes-
ter 2021/2022 bis zum 7. August 2021 und für 
die folgenden Wintersemester bis zum 22. 
Juli zurücknimmt (Ausschlussfristen). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) 1Die Bewerberin oder der Bewerber kann 
eine Präferenzenfolge festlegen. 2Legt die 
Bewerberin oder der Bewerber keine Präfe-
renzenfolge fest, ergibt sich die Reihenfolge 
der Zulassungsanträge aus der zeitlichen 
Reihenfolge des elektronischen Eingangs der 
Anträge; dem zeitlich zuerst elektronisch ein-
gegangenen Antrag kommt dabei die höchste 
Präferenz zu. 3Die Bewerberin oder der Be-
werber kann die Präferenzenfolge ändern.  
 
(3) Die Ranglisten sind, soweit nichts anderes 
in dieser Verordnung geregelt ist, für das 

April 2012 (GVBl. S. 111) in der je-
weils geltenden Fassung bleiben 
unberührt. 2Ein Zulassungsantrag 
muss elektronisch nach Maßgabe 
dieser Verordnung bei der Stiftung 
oder der Hochschule fristgerecht 
eingegangen sein. 3Die Hoch-
schule übermittelt der Stiftung für 
das Sommersemester bis zum 20. 
Januar, und für das Wintersemester 
2021/2022 bis zum 5. August 2021 
und für die folgenden Wintersemes-
ter bis zum 20. Juli alle über das 
Webportal der Hochschule fristge-
recht elektronisch eingegangenen 
Zulassungsanträge. 4Überzählige 
Zulassungsanträge werden im je-
weiligen Benutzerkonto als „inaktiv“ 
gekennzeichnet. 5Für derartig ge-
kennzeichnete Zulassungsanträge 
können weder Zulassungsangebote 
noch Zulassungen ergehen. 6Die 
Bewerberin oder der Bewerber kann 
einen oder mehrere der bisher als 
„inaktiv“ gekennzeichneten Zulas-
sungsanträge aktivieren, indem sie 
oder er bisher nicht als „inaktiv“ ge-
kennzeichnete Zulassungsanträge 
in entsprechender Anzahl für das 
Sommersemester bis zum 22. Ja-
nuar und für das Wintersemester 
2021/2022 bis zum 7. August 2021 
und für die folgenden Wintersemes-
ter bis zum 22. Juli zurücknimmt 
(Ausschlussfristen).  
 
 
 
u n v e r ä n d e r t 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Die Ranglisten sind, soweit 
nichts anderes in dieser Verordnung 
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Sommersemester bis zum 15. Februar, für 
das Wintersemester 2021/2022 bis zum 31. 
August 2021 und für die folgenden Winterse-
mester bis zum 15. August im Dialogorientier-
ten Serviceverfahren freizugeben.  
 
 
 
 
(4) 1Wer ein Zulassungsangebot annimmt, 
erhält eine Zulassung und einen Zulassungs-
bescheid. 2Mit der Annahme eines Zulas-
sungsangebots gelten die weiteren gestellten 
Zulassungsanträge als zurückgenommen 
und die Bewerberin oder der Bewerber schei-
det aus diesen Vergabeverfahren aus. 3Auf 
diese Rechtsfolgen ist die Bewerberin oder 
der Bewerber von der Stiftung hinzuweisen. 
4Wieder verfügbare Studienplätze werden 
gemäß den Ranglisten aufrückenden Bewer-
berinnen und Bewerbern angeboten.  
 
(5) 1Die Koordinierung der Zulassungsan-
träge erfolgt für das Sommersemester in der 
Zeit vom 23. Januar bis zum 21. Februar, für 
das Wintersemester 2021/2022 in der Zeit 
vom 8. August bis zum 6. September 2021 
und für die folgenden Wintersemester in der 
Zeit vom 23. Juli bis zum 21. August nach fol-
genden Regeln:  
 
 
1. Hat die Bewerberin oder der Bewerber 

nur einen Zulassungsantrag gestellt und 
liegt für diesen ein Zulassungsangebot 
vor, erfolgt eine Zulassung und es wird ein 
Zulassungsbescheid erteilt; 
 

2. hat die Bewerberin oder der Bewerber 
mehrere Zulassungsanträge gestellt und 
liegt für jeden Zulassungsantrag ein Zu-
lassungsangebot vor, erfolgt für das Zu-
lassungsangebot mit der höchsten Präfe-
renz die Zulassung; Absatz 4 Satz 2 bis 4 
gilt entsprechend; 

 
 
3. hat die Bewerberin oder der Bewerber 

mehrere Zulassungsanträge gestellt und 
liegen für mindestens zwei, aber nicht für 

geregelt ist, für das Sommersemes-
ter bis zum 15. Februar, und für das 
Wintersemester 2021/2022 bis zum 
31. August 2021 und für die folgen-
den Wintersemester bis zum 15. 
August im Dialogorientierten Ser-
viceverfahren freizugeben.  
 
 
u n v e r ä n d e r t 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(5) 1Die Koordinierung der Zulas-
sungsanträge erfolgt für das Som-
mersemester in der Zeit vom 23. Ja-
nuar bis zum 21. Februar, und für 
das Wintersemester 2021/2022 in 
der Zeit vom 8. August bis zum 6. 
September 2021 und für die folgen-
den Wintersemester in der Zeit vom 
23. Juli bis zum 21. August nach fol-
genden Regeln:  
1. Hat die Bewerberin oder der Be-

werber nur einen Zulassungsan-
trag gestellt und liegt für diesen 
ein Zulassungsangebot vor, er-
folgt eine Zulassung und es wird 
ein Zulassungsbescheid erteilt; 

2. hat die Bewerberin oder der Be-
werber mehrere Zulassungsan-
träge gestellt und liegt für jeden 
Zulassungsantrag ein Zulas-
sungsangebot vor, erfolgt für das 
Zulassungsangebot mit der 
höchsten Präferenz die Zulas-
sung; Absatz 4 Satz 2 bis 4 gilt 
entsprechend; 

3. hat die Bewerberin oder der Be-
werber mehrere Zulassungsan-
träge gestellt und liegen für min-
destens zwei, aber nicht für alle 
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alle Zulassungsanträge Zulassungsange-
bote vor, bleibt das Zulassungsangebot 
mit der höchsten Präferenz erhalten; für 
jedes nachrangige Zulassungsangebot 
gilt der entsprechende Zulassungsantrag 
als zurückgenommen. 

 
 
 
2Über ein neues Zulassungsangebot wird die 
Bewerberin oder der Bewerber gemäß § 4 
Absatz 3 benachrichtigt. 3Für das Sommerse-
mester am 22. Februar, für das Wintersemes-
ter 2021/2022 am 7. September 2021 und für 
die folgenden Wintersemester am 22. August 
erfolgt für die Zulassungsmöglichkeit mit der 
höchsten Präferenz die Zulassung und es 
wird ein Zulassungsbescheid erteilt; Absatz 4 
Satz 2 bis 4 gilt entsprechend; für alle Zulas-
sungsanträge höherer Präferenz werden Ab-
lehnungsbescheide erteilt. 4Erhält eine Be-
werberin oder ein Bewerber keine Zulassung, 
wird für jeden Zulassungsantrag ein Ableh-
nungsbescheid erteilt.  
 
 
 
 
 
 
 
(6) 1Nach Abschluss der Koordinierungs-
phase für das Sommersemester vom 28. Feb-
ruar bis zum 31. März, für das Wintersemes-
ter 2021/2022 vom 13. bis zum 30. Septem-
ber 2021 und für die folgenden Wintersemes-
ter vom 28. August bis zum 30. September rü-
cken Bewerberinnen und Bewerber, die keine 
Zulassung erhalten haben, innerhalb der 
Ranglisten fortlaufend auf im Dialogorientier-
ten Serviceverfahren noch verfügbare Stu-
dienplätze auf, soweit sie ihre weitere Teil-
nahme am Verfahren gegenüber der Stiftung 
erklärt haben und sofern die nach Absatz 1 
bis 5 teilnehmende Hochschule die Stiftung in 
den örtlichen Vergabeverfahren mit der 
Durchführung der Nachrückphase beauftragt 
hat; eine Teilzulassung gilt nicht als Zulas-
sung nach Halbsatz 1. 2Soweit die Hochschu-
len die Nachrückphase durchführen, gilt § 5 

Zulassungsanträge Zulassungs-
angebote vor, bleibt das Zulas-
sungsangebot mit der höchsten 
Präferenz erhalten; für jedes 
nachrangige Zulassungsangebot 
gilt der entsprechende Zulas-
sungsantrag als zurückgenom-
men. 
 

2Über ein neues Zulassungsange-
bot wird die Bewerberin oder der 
Bewerber gemäß § 4 Absatz 3 be-
nachrichtigt. 3Für das Sommerse-
mester am 22. Februar, und für das 
Wintersemester 2021/2022 am 7. 
September 2021 und für die folgen-
den Wintersemester am 22. August 
erfolgt für die Zulassungsmöglich-
keit mit der höchsten Präferenz die 
Zulassung und es wird ein Zulas-
sungsbescheid erteilt; Absatz 4 
Satz 2 bis 4 gilt entsprechend; für 
alle Zulassungsanträge höherer 
Präferenz werden Ablehnungsbe-
scheide erteilt. 4Erhält eine Bewer-
berin oder ein Bewerber keine Zu-
lassung, wird für jeden Zulassungs-
antrag ein Ablehnungsbescheid er-
teilt.  
 
 
(6) 1Nach Abschluss der Koordinie-
rungsphase für das Sommersemes-
ter vom 28. Februar bis zum 31. 
März, und für das Wintersemester 
2021/2022 vom 13. bis zum 30. 
September 2021 und für die folgen-
den Wintersemester vom 28. Au-
gust bis zum 30. September rücken 
Bewerberinnen und Bewerber, die 
keine Zulassung erhalten haben, in-
nerhalb der Ranglisten fortlaufend 
auf im Dialogorientierten Service-
verfahren noch verfügbare Studien-
plätze auf, soweit sie ihre weitere 
Teilnahme am Verfahren gegen-
über der Stiftung erklärt haben und 
sofern die nach Absatz 1 bis 5 teil-
nehmende Hochschule die Stiftung 
in den örtlichen Vergabeverfahren 
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Absatz 4 Satz 3 entsprechend. 3Die Erklä-
rung der Teilnahme kann für das Sommerse-
mester in der Zeit vom 25. bis zum 27. Feb-
ruar, für das Wintersemester 2021/2022 in 
der Zeit vom 10. bis zum 12. September 2021 
und für die folgenden Wintersemester in der 
Zeit vom 25. bis zum 27. August abgegeben 
werden. 4Auf die Folgen der Nichtteilnahme 
ist die Bewerberin oder der Bewerber hinzu-
weisen. 5Sind die Ranglisten erschöpft, wer-
den noch verfügbare Studienplätze auch an 
Bewerberinnen und Bewerber, die bisher 
noch nicht am Dialogorientierten Servicever-
fahren teilgenommen haben, für das Som-
mersemester vom 25. Februar bis zum 31. 
März, für das Wintersemester 2021/2022 vom 
10. bis zum 30. September 2021 und für die 
folgenden Wintersemester vom 25. August 
bis zum 30. September durch Los vergeben. 
6 § 4 und Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 1 finden 
Anwendung. 7Der Zulassungsantrag einer 
Bewerberin oder eines Bewerbers nach Satz 
5 muss elektronisch über das Webportal der 
Stiftung innerhalb des dort genannten Zeit-
raums eingegangen sein. 8Die Sätze 5 bis 7 
finden keine Anwendung auf Studiengänge 
des Zentralen Vergabeverfahrens. 9Besteht 
eine Zulassungsmöglichkeit, erhält die Be-
werberin oder der Bewerber einen Zulas-
sungsbescheid; Ablehnungsbescheide wer-
den nicht erteilt. 10Ist das Verfahren nach den 
Sätzen 1 bis 9 in einem Studiengang beendet 
und sind noch Studienplätze verfügbar oder 
werden wieder verfügbar, führt die Hoch-
schule ein Losverfahren durch.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

mit der Durchführung der Nachrück-
phase beauftragt hat; eine Teilzu-
lassung gilt nicht als Zulassung 
nach Halbsatz 1. 2Soweit die Hoch-
schulen die Nachrückphase durch-
führen, gilt § 5 Absatz 4 Satz 3 ent-
sprechend. 3Die Erklärung der Teil-
nahme kann für das Sommerse-
mester in der Zeit vom 25. bis zum 
27. Februar, und für das Winterse-
mester 2021/2022 in der Zeit vom 
10. bis zum 12. September 2021 
und für die folgenden Wintersemes-
ter in der Zeit vom 25. bis zum 27. 
August abgegeben werden. 4Auf 
die Folgen der Nichtteilnahme ist 
die Bewerberin oder der Bewerber 
hinzuweisen. 5Sind die Ranglisten 
erschöpft, werden noch verfügbare 
Studienplätze auch an Bewerberin-
nen und Bewerber, die bisher noch 
nicht am Dialogorientierten Service-
verfahren teilgenommen haben, für 
das Sommersemester vom 25. Feb-
ruar bis zum 31. März, und für das 
Wintersemester 2021/2022 vom 10. 
bis zum 30. September 2021 und für 
die folgenden Wintersemester vom 
25. August bis zum 30. September 
durch Los vergeben. 6 § 4 und Ab-
satz 1 Satz 1 Halbsatz 1 finden An-
wendung. 7Der Zulassungsantrag 
einer Bewerberin oder eines Bewer-
bers nach Satz 5 muss elektronisch 
über das Webportal der Stiftung in-
nerhalb des dort genannten Zeit-
raums eingegangen sein. 8Die 
Sätze 5 bis 7 finden keine Anwen-
dung auf Studiengänge des Zentra-
len Vergabeverfahrens. 9Besteht 
eine Zulassungsmöglichkeit, erhält 
die Bewerberin oder der Bewerber 
einen Zulassungsbescheid; Ableh-
nungsbescheide werden nicht er-
teilt. 10Ist das Verfahren nach den 
Sätzen 1 bis 9 in einem Studien-
gang beendet und sind noch Stu-
dienplätze verfügbar oder werden 
wieder verfügbar, führt die Hoch-
schule ein Losverfahren durch.  
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(7) 1Die Bewerberin oder der Bewerber kann 
ein Zulassungsangebot oder eine Zulassung 
wegen eines Dienstes im Sinne des Artikels 8 
Absatz 3 Satz 1 des Staatsvertrags zurück-
stellen lassen. 2Es wird ein Rückstellungsbe-
scheid erteilt. 3Ein Anspruch auf Einschrei-
bung im laufenden Vergabeverfahren besteht 
nicht; ein erteilter Zulassungsbescheid gilt in-
soweit als widerrufen. 4Durch Rückstellung 
wieder verfügbare Studienplätze werden 
nach dem jeweiligen Stand der Vergabever-
fahren gemäß den Absätzen 4 bis 6 verge-
ben.  
 
(8) 1Die Fristen nach Absatz 1 Satz 6 und Ab-
satz 6 Satz 3 sowie Satz 7 in Verbindung mit 
Satz 5 sind Ausschlussfristen. 2Fällt das 
Ende einer Ausschlussfrist auf einen Sonn-
tag, gesetzlichen Feiertag oder Sonnabend, 
endet die Frist mit dem Ablauf des entspre-
chenden Tages und verlängert sich nicht bis 
zum Ablauf des nächstfolgenden Werktages.  
 
 
 
 

u n v e r ä n d e r t 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
u n v e r ä n d e r t 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 6 

Form und Frist des Zulassungsantrags 
 

 
(1) 1Für die Bewerbung im Zentralen Verga-
beverfahren ist eine Registrierung nach § 4 
erforderlich. 2Der Zulassungsantrag muss  
 1.für das Sommersemester bis zum 15. Ja-

nuar, 
 2.für das Wintersemester 2021/2022, wenn 

die Hochschulzugangsberechtigung vor 
dem 16. Januar 2021 erworben wurde, bis 
zum 31. Mai 2021, andernfalls bis zum 31. 
Juli 2021, und für die folgenden Winterse-
mester, wenn die Hochschulzugangsbe-
rechtigung vor dem 16. Januar erworben 
wurde, bis zum 31. Mai, andernfalls bis zum 
15. Juli, 

 
 
 
 
bei der Stiftung eingegangen sein (Aus-
schlussfristen). 3Ist der Zulassungsantrag 

§ 6  
Form und Frist des Zulassungs-

antrags 
 
(1) 1Für die Bewerbung im Zentra-
len Vergabeverfahren ist eine Re-
gistrierung nach § 4 erforderlich. 
2Der Zulassungsantrag muss  
1.für das Sommersemester bis zum 
15. Januar, 
2.für das Wintersemester 
2021/2022, wenn die Hochschulzu-
gangsberechtigung vor dem 16. Ja-
nuar 2021 erworben wurde, bis zum 
31. Mai 2021, andernfalls bis zum 
31. Juli 2021, und für die folgenden 
Wintersemester, wenn die Hoch-
schulzugangsberechtigung vor dem 
16. Januar erworben wurde, bis 
zum 31. Mai, andernfalls bis zum 
15. Juli, 
 
bei der Stiftung eingegangen sein 
(Ausschlussfristen). 3Ist der Zulas-
sungsantrag fristgerecht gestellt 
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fristgerecht gestellt worden, können nach-
träglich eingereichte Unterlagen  
1.für das Sommersemester bis zum 20. Ja-
nuar, 
2.für das Wintersemester 2021/2022, wenn 
die Hochschulzugangsberechtigung vor dem 
16. Januar 2021 erworben wurde, bis zum 15. 
Juni 2021, andernfalls bis zum 5. August 
2021, und für die folgenden Wintersemester, 
wenn die Hochschulzugangsberechtigung vor 
dem 16. Januar erworben wurde, bis zum 15. 
Juni, andernfalls bis zum 20. Juli, 
 
 
 
 
 
berücksichtigt werden (Ausschlussfristen); 
Ergebnisse von Kriterien, die für eine Bewer-
bung zu einem Wintersemester erst nach 
dem 15. Juni feststehen, können für das Win-
tersemester 2021/2022 bis zum 5. August 
2021 und für die folgenden Wintersemester 
bis zum 20. Juli nachgereicht werden (Aus-
schlussfristen). 4Bei Bewerbungen für ein 
Zweitstudium gilt der Zeitpunkt des Abschlus-
ses des Erststudiums als Zeitpunkt des Er-
werbs der Hochschulzugangsberechtigung 
nach Satz 2 und 3. 5Anträge, die nach dieser 
Verordnung zusätzlich zum Zulassungsan-
trag gestellt werden können, sind mit dem Zu-
lassungsantrag zu stellen; Bewerberinnen 
und Bewerber, die ihre Hochschulzugangsbe-
rechtigung bei einer Bewerbung zum Winter-
semester vor dem 16. Januar erworben ha-
ben, können diese Anträge für das Winterse-
mester 2021/2022 bis zum 31. Juli 2021 und 
für die folgenden Wintersemester bis zum 15. 
Juli stellen, wenn sie sich auf einen Sachver-
halt stützen, der nach dem 31. Mai, aber bei 
einer Bewerbung zum Wintersemester 
2021/2022 vor dem 1. August 2021 und bei 
einer Bewerbung für die folgenden Winterse-
mester vor dem 16. Juli eingetreten ist.  
 
 
 
 
 
 
 

worden, können nachträglich einge-
reichte Unterlagen  
1.für das Sommersemester bis zum 
20. Januar, 
2.für das Wintersemester 
2021/2022, wenn die Hochschulzu-
gangsberechtigung vor dem 16. Ja-
nuar 2021 erworben wurde, bis zum 
15. Juni 2021, andernfalls bis zum 
5. August 2021, und für die folgen-
den Wintersemester, wenn die 
Hochschulzugangsberechtigung 
vor dem 16. Januar erworben 
wurde, bis zum 15. Juni, andernfalls 
bis zum 20. Juli, 
 
 
berücksichtigt werden (Ausschluss-
fristen); Ergebnisse von Kriterien, 
die für eine Bewerbung zu einem 
Wintersemester erst nach dem 15. 
Juni feststehen, können für das 
Wintersemester 2021/2022 bis zum 
5. August 2021 und für die folgen-
den Wintersemester bis zum 20. Juli 
nachgereicht werden (Ausschluss-
fristen). 4Bei Bewerbungen für ein 
Zweitstudium gilt der Zeitpunkt des 
Abschlusses des Erststudiums als 
Zeitpunkt des Erwerbs der Hoch-
schulzugangsberechtigung nach 
Satz 2 und 3. 5Anträge, die nach 
dieser Verordnung zusätzlich zum 
Zulassungsantrag gestellt werden 
können, sind mit dem Zulassungs-
antrag zu stellen; Bewerberinnen 
und Bewerber, die ihre Hochschul-
zugangsberechtigung bei einer Be-
werbung zum Wintersemester vor 
dem 16. Januar erworben haben, 
können diese Anträge für das Win-
tersemester 2021/2022 bis zum 31. 
Juli 2021 und für die folgenden Win-
tersemester bis zum 15. Juli stellen, 
wenn sie sich auf einen Sachverhalt 
stützen, der nach dem 31. Mai, aber 
bei einer Bewerbung zum Winterse-
mester 2021/2022 vor dem 1. Au-
gust 2021 und bei einer Bewerbung 
für die folgenden Wintersemester 
vor dem 16. Juli eingetreten ist.  
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 (2) 1Der Zulassungsantrag muss elektro-
nisch über das Webportal der Stiftung bis zum 
Ablauf der in Absatz 1 Satz 2 (Bewerbungs-
frist) genannten Fristen eingegangen sein 
(Ausschlussfristen); das ausgedruckte und 
unterschriebene Antragsformular muss zu-
sätzlich der Stiftung samt den zum Nachweis 
erforderlichen Unterlagen bis zum Ablauf der 
in Absatz 1 Satz 2 bis 5 genannten Fristen zu-
gegangen sein (Ausschlussfristen). 2Im Übri-
gen bestimmt die Stiftung die Form des Zu-
lassungsantrags und der Anträge nach Ab-
satz 1 Satz 5. 3Sie bestimmt auch die zum 
Nachweis erforderlichen Unterlagen nach 
Satz 1 und deren Form. 4Die Stiftung ist nicht 
verpflichtet, den Sachverhalt von Amts wegen 
zu ermitteln. 5 § 4 Absatz 3 Satz 3 und § 4 
Absatz 4 gilt für das Zentrale Vergabeverfah-
ren entsprechend.  
 
(3) 1Abweichend von § 2 Nummer 6 sind in 
einem Zulassungsantrag Bewerbungen an al-
len Studienorten eines Studiengangs mög-
lich; dieser Zulassungsantrag zählt als ein Zu-
lassungsantrag im Sinne des § 5 Absatz 1. 
2Für die Teilnahme an den Auswahlverfahren 
in den Quoten nach Artikel 10 Absatz 1 Satz 
1 Nummer 2 und 3 des Staatsvertrags können 
jeweils bis zu sechs Studienorte gewählt wer-
den. 3 § 5 Absatz 2 gilt entsprechend. 4Ein 
Zulassungsantrag kann nach Ablauf der Fris-
ten nach Absatz 1 Satz 2 nicht mehr geändert 
werden. 
 
(4) Im Zulassungsantrag hat die Bewerberin 
oder der Bewerber anzugeben, ob sie oder er 
 
    1.für den gewählten Studiengang im Zeit-
punkt der Antragstellung an einer deutschen 
Hochschule als Studentin oder Student einge-
schrieben ist, 
 
    2.bereits an einer deutschen Hochschule 
ein Studium abgeschlossen hat oder als Stu-
dentin oder Student eingeschrieben war, ge-
gebenenfalls für welche Zeit. 
 
(5) 1Die Bewerberinnen und Bewerber sind 
verpflichtet, den nach Absatz 3 Satz 2 ge-
wählten Hochschulen die für das jeweilige 

 
u n v e r ä n d e r t  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
u n v e r ä n d e r t 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
u n v e r ä n d e r t 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
u n v e r ä n d e r t 
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Auswahlverfahren benötigten Unterlagen vor-
zulegen. 2Das Nähere regeln die Hochschu-
len durch Satzung. 3Die Hochschulen sind 
nicht verpflichtet, den Sachverhalt von Amts 
wegen zu ermitteln. 
 
(6) Fällt das Ende einer Ausschlussfrist auf ei-
nen Sonntag, gesetzlichen Feiertag oder 
Sonnabend, endet die Frist mit dem Ablauf 
des entsprechenden Tages und verlängert 
sich nicht bis zum Ablauf des nächstfolgen-
den Werktages. 

 
 
 
 
 
 
u n v e r ä n d e r t 
 

§ 7 
Beteiligung am Verfahren 

 
(1) 1Am Vergabeverfahren wird nur beteiligt, 
wer bei der Bewerbung für das Sommerse-
mester bis zum 15. Januar, bei der Bewer-
bung für das Wintersemester 2021/2022 bis 
zum 31. Juli 2021 und bei der Bewerbung für 
die folgenden Wintersemester bis zum 15. 
Juli die Hochschulzugangsberechtigung für 
den gewählten Studiengang erworben hat. 
2Verfügt die Bewerberin oder der Bewerber 
über mehrere Hochschulzugangsberechti-
gungen, ist anzugeben, auf welche der jewei-
lige Zulassungsantrag gestützt wird. 3Die 
Feststellung der Hochschulzugangsberechti-
gung von Bewerberinnen und Bewerbern mit 
ausländischen Vorbildungsnachweisen er-
folgt, wenn keine bundesweit gültige Aner-
kennungsentscheidung der Zeugnisanerken-
nungsstelle eines Landes vorliegt, für den an-
gestrebten Studiengang durch die Stiftung 
auf der Grundlage der Bewertungsvorschläge 
der Zentralstelle für ausländisches Bildungs-
wesen.  
 
 
 
 
 
 
 
(2) Wer bei der Bewerbung für das Sommer-
semester bis zum 15. Januar, bei der Bewer-
bung für das Wintersemester bis zum 15. Juli 
das 55. Lebensjahr vollendet hat, wird am 
Vergabeverfahren nur beteiligt, wenn für das 
beabsichtigte Studium unter Berücksichti-

§ 7 
Beteiligung am Verfahren 

 
(1) 1Am Vergabeverfahren wird nur 
beteiligt, wer bei der Bewerbung für 
das Sommersemester bis zum 15. 
Januar, und bei der Bewerbung für 
das Wintersemester 2021/2022 bis 
zum 31. Juli 2021 und bei der Be-
werbung für die folgenden Winter-
semester bis zum 15. Juli die Hoch-
schulzugangsberechtigung für den 
gewählten Studiengang erworben 
hat. 2Verfügt die Bewerberin oder 
der Bewerber über mehrere Hoch-
schulzugangsberechtigungen, ist 
anzugeben, auf welche der jewei-
lige Zulassungsantrag gestützt wird. 
3Die Feststellung der Hochschulzu-
gangsberechtigung von Bewerbe-
rinnen und Bewerbern mit ausländi-
schen Vorbildungsnachweisen er-
folgt, wenn keine bundesweit gültige 
Anerkennungsentscheidung der 
Zeugnisanerkennungsstelle eines 
Landes vorliegt, für den angestreb-
ten Studiengang durch die Stiftung 
auf der Grundlage der Bewertungs-
vorschläge der Zentralstelle für aus-
ländisches Bildungswesen.  
 
 
u n v e r ä n d e r t 
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gung der persönlichen Situation der Bewerbe-
rin oder des Bewerbers schwerwiegende wis-
senschaftliche oder berufliche Gründe spre-
chen.  
 
(3) Vom Vergabeverfahren ist ausgeschlos-
sen,  
1. wer die Bewerbungsfristen nach § 6 

Absatz 1 versäumt, 
2. wer nicht fristgerecht die Zugangsvo-

raussetzungen für den gewählten Stu-
diengang nachweist, 

3. wer den Antrag nicht innerhalb der Frist 
nach § 6 Absatz 2 in Verbindung mit 
Absatz 1 formgerecht gestellt hat, 

4. wer für den gewählten Studiengang im 
Zeitpunkt der Antragstellung an einer 
deutschen Hochschule als Studentin 
oder Student eingeschrieben ist; dies 
gilt nicht im Fall der Einschreibung für 
einen Teilstudienplatz, 

5. wer die Erklärung nach § 6 Absatz 4 
nicht fristgerecht abgegeben hat. 

 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
u n v e r ä n d e r t 

§ 9  

Ablauf des Zentralen Vergabeverfahrens 
 

 
(1) 1Wer in mehreren Quoten zu berücksich-
tigen ist, wird auf allen entsprechenden Rang-
listen geführt; Artikel 9 Absatz 6 des Staats-
vertrags bleibt unberührt. 2Die Zulassungs-
angebote werden zunächst in folgender Rei-
henfolge erteilt:  
1. Auswahl nach § 8 Absatz 1 Satz 1 

Nummer 2 (besonderer öffentlicher 
Bedarf), 

2. Auswahl in der Vorabquote nach § 8 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 (Zweitstu-
dium), 

3. Auswahl nach dem Ergebnis der 
Hochschulzugangsberechtigung nach 
Artikel 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 
des Staatsvertrags (Abiturbesten-
quote), 

§ 9 
Ablauf des Zentralen Vergabe-

verfahrens 
 

u n v e r ä n d e r t 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 

21 

4. Auswahl in der Quote nach Artikel 10 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des 
Staatsvertrags (zusätzliche Eig-
nungsquote), 

5. Auswahl in der Quote nach Artikel 10 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 des 
Staatsvertrags (Auswahlverfahren 
der Hochschule), 

6. Auswahl nach Härtegesichtspunkten 
nach § 8 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1. 

 
3Für die weitere Abarbeitung der Ranglisten 
gelten die Koordinierungsregeln nach § 5 Ab-
satz 4 bis 6. 4Zwischen der erstmaligen Ertei-
lung von Zulassungsangeboten in der Quote 
nach Satz 2 Nummer 3 und der Quote nach 
Satz 2 Nummer 4 sollen mindestens 14 Tage 
liegen. 5Die Zulassungsangebote in der 
Quote nach Satz 2 Nummer 6 werden für das 
Sommersemester ab dem 19. Februar, für 
das Wintersemester 2021/2022 ab dem 4. 
September 2021 und für die folgenden Win-
tersemester ab dem 19. August erteilt. 
 
 
 
 
 
(2) Die Hochschule kann bei der Durchfüh-
rung ihrer Auswahlverfahren nach Artikel 10 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und 3 des Staats-
vertrags durch Überbuchung der Zulassungs-
zahlen berücksichtigen, dass Studienplätze 
voraussichtlich nicht besetzt werden.  
 
(3) Die Hochschulen teilen der Stiftung wäh-
rend des Vergabeverfahrens regelmäßig die 
Einschreibergebnisse mit.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3Für die weitere Abarbeitung der 
Ranglisten gelten die Koordinie-
rungsregeln nach § 5 Absatz 4 bis 
6. 4Zwischen der erstmaligen Ertei-
lung von Zulassungsangeboten in 
der Quote nach Satz 2 Nummer 3 
und der Quote nach Satz 2 Nummer 
4 sollen mindestens 14 Tage liegen. 
5Die Zulassungsangebote in der 
Quote nach Satz 2 Nummer 6 wer-
den für das Sommersemester ab 
dem 19. Februar, und für das Win-
tersemester 2021/2022 ab dem 4. 
September 2021 und für die folgen-
den Wintersemester ab dem 19. Au-
gust erteilt.  
 
u n v e r ä n d e r t 
 
 
 
 
 
 
u n v e r ä n d e r t 

§ 11 
Besonderer öffentlicher Bedarf 

 
(1) Das für Verteidigung zuständige Bundes-
ministerium teilt der Stiftung für das Sommer-
semester bis zum 15. Januar, für das Winter-
semester 2021/2022 bis zum 31. Juli 2021 
und für die folgenden Wintersemester bis zum 
15. Juli (Ausschlussfristen) mit, wen es für die 
Studienplätze je Studiengang und Hoch-

§ 11 
Besonderer öffentlicher Bedarf 

 
(1) Das für Verteidigung zuständige 
Bundesministerium teilt der Stiftung 
für das Sommersemester bis zum 
15. Januar, und für das Winterse-
mester 2021/2022 bis zum 31. Juli 
2021 und für die folgenden Winter-
semester bis zum 15. Juli (Aus-
schlussfristen) mit, wen es für die 
Studienplätze je Studiengang und 
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schule benennt, die dem Sanitätsoffiziers-
dienst der Bundeswehr nach § 8 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 2 vorbehalten sind.  
 
 
 
(2) 1Das Erfordernis der Registrierung nach § 
4 bleibt bei der Bewerbung um einen Studien-
platz in der Quote nach Absatz 1 unberührt; 
die Benennung nach Absatz 1 gilt als Zulas-
sungsantrag nach § 6 Absatz 3. 2Mit der Er-
teilung eines Zulassungsangebots in der 
Quote für den besonderen öffentlichen Bedarf 
gelten die weiteren Bewerbungen nach § 6 
Absatz 3 Satz 1 für diesen Studiengang als 
zurückgenommen. 3Abweichend von § 5 Ab-
satz 2 Satz 1 und 2 erhält der Zulassungsan-
trag mit Erteilung des Zulassungsangebots 
die höchste Präferenz.  

 

Hochschule benennt, die dem Sani-
tätsoffiziersdienst der Bundeswehr 
nach § 8 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 
vorbehalten sind.  
 
 
u n v e r ä n d e r t 

 
§ 16  

Ergänzende Vorschriften zur Auswahl in 
der Quote nach Artikel 10 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 3 des Staatsvertrags (Auswahl-

verfahren der Hochschulen) 
 
(1) An der Vergabe der Studienplätze in der 
Quote nach Artikel 10 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 3 des Staatsvertrags (Auswahlverfahren 
der Hochschulen) an einer Hochschule wird 
nur beteiligt, wer die Hochschule für diesen 
Studiengang im Zulassungsantrag genannt 
hat. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 16  

Ergänzende Vorschriften zur 
Auswahl in der Quote nach Arti-
kel 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 
des Staatsvertrags (Auswahlver-

fahren der Hochschulen) 
 
(1) An der Vergabe der Studien-
plätze in der Quote nach Artikel 10 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 des 
Staatsvertrags (Auswahlverfahren 
der Hochschulen) an einer Hoch-
schule wird nur beteiligt, wer die 
Hochschule für diesen Studiengang 
im Zulassungsantrag genannt hat. 
 
(2) Ist bei Ablauf der Frist nach § 
6 Absatz 1 Satz 2 eine Berufsaus-
bildung noch nicht abgeschlos-
sen oder eine erforderliche Min-
destdauer einer Berufstätigkeit o-
der einer praktischen Tätigkeit 
noch nicht erreicht, ist durch Be-
scheinigung glaubhaft zu ma-
chen, dass der Abschluss oder 
die jeweilige Mindestdauer bei ei-
ner Bewerbung für das Sommer-
semester bis zum 31. Januar oder 
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(2) Der Prozentrang nach 10 Absatz 1 Satz 3 
des Staatsvertrags bestimmt sich nach An-
lage 4. 
 
 
(3) § 14 Absatz 4 findet Anwendung. 
 

bei einer Bewerbung für das Win-
tersemester bis zum 31. Juli er-
reicht sein wird. 
 
(23) Der Prozentrang nach 10 Ab-
satz 1 Satz 3 des Staatsvertrags be-
stimmt sich nach Anlage 4. 
 
 
(34) § 14 Absatz 4 findet Anwen-
dung. 
 
 

§ 21 Übergangsregelungen für das Zent-
rale Vergabeverfahren 

 
(1) 1Die Wartezeit gemäß Artikel 18 Absatz 1 
Satz 1 des Staatsvertrags wird durch die An-
zahl der seit dem Erwerb der Hochschulzu-
gangsberechtigung verstrichenen Halbjahre 
bestimmt. 2 Artikel 18 Absatz 1 Satz 2 des 
Staatsvertrags bleibt unberührt. 3Es zählen 
nur volle Halbjahre vom Zeitpunkt des Er-
werbs der Hochschulzugangsberechtigung 
bis zum Beginn des Semesters, für das die 
Zulassung beantragt wird. 4Halbjahre sind die 
Zeit vom 1. April bis zum 30. September eines 
Jahres (Sommersemester) und die Zeit vom 
1. Oktober eines Jahres bis zum 31. März des 
folgenden Jahres (Wintersemester). 5Wird 
der Zeitpunkt des Erwerbs der Hochschulzu-
gangsberechtigung nicht nachgewiesen, wird 
die Zahl der Halbjahre seit dem Erwerb der 
Hochschulzugangsberechtigung nicht be-
rücksichtigt. 6Der Nachteilsausgleich nach 
Artikel 18 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 des 
Staatsvertrags wird nur auf Antrag gewährt; § 
6 Absatz 1 Satz 5 findet Anwendung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Bis einschließlich des Vergabeverfahrens 
zum Wintersemester 2021/2022 gelten fol-
gende Maßgaben: 
 
 

§ 21 Übergangsregelungen für 
das Zentrale Vergabeverfahren 

 
(1) 1Die Wartezeit gemäß Artikel 18 
Absatz 1 Satz 1 des Staatsvertrags 
wird durch die Anzahl der seit dem 
Erwerb der Hochschulzugangsbe-
rechtigung verstrichenen Halbjahre 
bestimmt. 2 Artikel 18 Absatz 1 Satz 
2 des Staatsvertrags bleibt unbe-
rührt. 3Es zählen nur volle Halb-
jahre vom Zeitpunkt des Erwerbs 
der Hochschulzugangsberechti-
gung bis zum Beginn des Semes-
ters, für das die Zulassung bean-
tragt wird. 4Halbjahre sind die Zeit 
vom 1. April bis zum 30. September 
eines Jahres (Sommersemester) 
und die Zeit vom 1. Oktober eines 
Jahres bis zum 31. März des folgen-
den Jahres (Wintersemester). 
5Wird der Zeitpunkt des Erwerbs 
der Hochschulzugangsberechti-
gung nicht nachgewiesen, wird die 
Zahl der Halbjahre seit dem Erwerb 
der Hochschulzugangsberechti-
gung nicht berücksichtigt. 6Der 
Nachteilsausgleich nach Artikel 18 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 des 
Staatsvertrags wird nur auf Antrag 
gewährt; § 6 Absatz 1 Satz 5 findet 
Anwendung. 
 
(21) Bis einschließlich des Vergabe-
verfahrens zum SommerWinterse-
mester 2021/2022 gelten folgende 
Maßgaben: 
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1. In den Quoten nach 10 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 2 und 3 des Staatsvertrags wer-
den nur Kriterien berücksichtigt, deren Er-
gebnisse für das Sommersemester bis 
zum 15. Januar und für das Wintersemes-
ter bis zum 31. Juli feststehen; 

 
 
 
 
2. für die Quoten nach 10 Absatz 1 Satz 1 

Nummer 2 und 3 des Staatsvertrags wird 
für jede Bewerberin oder jeden Bewerber 
eine Gesamtpunktzahl gebildet, die sich 
aus der Summe der in den Auswahlkrite-
rien erreichten Punkte errechnet; es sind 
insgesamt maximal 100 Punkte zu errei-
chen, die gemäß Anlage 5 berechnet wer-
den; 

 
3. im Falle der Anwendung von Kriterien 

nach Artikel 10 Absatz 2 Satz 1 Nummer 
3 und nach Artikel 10 Absatz 3 Satz 1 
Nummer 2 Buchstabe c des Staatsver-
trags sind die in Anlage 6 genannten in 
der Regel dreijährigen fachnahen aner-
kannten abgeschlossenen Berufsausbil-
dungen und sich an die Berufsausbildung 
anschließenden Berufstätigkeiten von 
mindestens einem Jahr Dauer jeweils ein-
zeln oder in Kombination zu berücksichti-
gen; je Studiengang und Vergabeverfah-
ren können jeweils nur eine Berufsausbil-
dung und jeweils nur eine Berufstätigkeit 
berücksichtigt werden; 

 
4. im Falle der Anwendung von Kriterien 

nach Artikel 10 Absatz 2 Satz 1 Nummer 
4 und nach Artikel 10 Absatz 3 Satz 1 
Nummer 2 Buchstabe d des Staatsver-
trags sind die in Anlage 7 genannten fach-
nahen praktischen Tätigkeiten und außer-
schulischen Leistungen und Qualifikatio-
nen zu berücksichtigen; je Studiengang 
und Vergabeverfahren können jeweils nur 
eine praktische Tätigkeit und jeweils nur 
eine außerschulische Leistung und Quali-
fikation berücksichtigt werden; 

 
5. bei der Auswahl nach Artikel 10 Absatz 3 

des Staatsvertrags findet das Kriterium 

1. In den Quoten nach 10 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 2 und 3 des 
Staatsvertrags werden nur Krite-
rien berücksichtigt, deren Ergeb-
nisse für das Sommersemester 
bis zum 15. Januar und für das 
Wintersemester bis zum 31. Juli 
feststehen; 
 
 

u n v e r ä n d e r t 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

u n v e r ä n d e r t 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

u n v e r ä n d e r t 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
u n v e r ä n d e r t 
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nach Artikel 10 Absatz 3 Satz 1 Nummer 
1 Buchstabe b des Staatsvertrags keine 
Anwendung. 

 
(3) Unbeschadet des Absatzes 2 gelten für 
den Studiengang Pharmazie folgende Maß-
gaben: 
 
1. Artikel 10 Absatz 3 Satz 3 und 4 des 

Staatsvertrags findet keine Anwendung; 
 

2. in der Quote nach Artikel 10 Absatz 1 Satz 
1 Nummer 2 des Staatsvertrags finden die 
Regelungen des Artikel 10 Absatz 3 Satz 
1 und 2 des Staatsvertrags Anwendung. 

 
 
 
 
 
 
(4) 1 § 6 Absatz 3 Satz 2 findet bis einschließ-
lich des Vergabeverfahrens zum Winterse-
mester 2021/2022 keine Anwendung. 2Ab-
weichend von § 6 Absatz 5 Satz 1 sind die 
benötigten Unterlagen der Stiftung für Hoch-
schulzulassung innerhalb der Fristen nach § 
6 Absatz 1 vorzulegen. 
 
 
 

 
 
 
 
(3) Unbeschadet des Absatzes 2 
gelten für den Studiengang Phar-
mazie folgende Maßgaben: 
 
1. Artikel 10 Absatz 3 Satz 3 und 4 
des Staatsvertrags findet keine An-
wendung; 

 
2. in der Quote nach Artikel 10 Ab-

satz 1 Satz 1 Nummer 2 des 
Staatsvertrags finden die Rege-
lungen des Artikel 10 Absatz 3 
Satz 1 und 2 des Staatsvertrags 
Anwendung. 

 
 
 
(42)1 § 6 Absatz 3 Satz 2 findet bis 
einschließlich des Vergabeverfah-
rens zum SommerWintersemester 
2021/2022 keine Anwendung. 2Ab-
weichend von § 6 Absatz 5 Satz 1 
sind die benötigten Unterlagen der 
Stiftung für Hochschulzulassung in-
nerhalb der Fristen nach § 6 Absatz 
1 vorzulegen. 
 
 
 

 
Anlage 5 Berechnung der Punktwerte 
(zu § 21 Absatz 2 Nummer 2) 
 
 
 
(1) Für die Quoten nach 10 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 2 und 3 ergibt sich die jeweilige Ge-
samtpunktzahl einer Bewerberin oder eines 
Bewerbers B aus der Summe der Punktzah-
len für jedes Kriterium: 

 
Es sind maximal 100 Punkte zu erreichen. 
 
 

 
Anlage 5 Berechnung der Punkt-
werte 
(zu § 21 Absatz 2 Nummer 2) 
 
 
u n v e r ä n d e r t  
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(2) Die Punktzahl für das Ergebnis der Hoch-
schulzugangsberechtigung wird wie folgt be-
rechnet: 
 

 

 
Dabei gilt: HzbGewicht ist das Gewicht des 
Kriteriums „Hzb“, also die maximale Punkt-
zahl, die in der betreffenden Quote für das 
Kriterium „Hochschulzugangsberechtigung“ 
vorgesehen ist. Dann wird eine „ideale“ Nor-
malverteilung 
 

 
zugrunde gelegt, also eine Normalverteilung 
mit Mittelwert 
 

 
und Standardabweichung 
 

 
Die Funktion ΦHzbGewicht ist die zu dieser Nor-
malverteilung gehörige Verteilungsfunktion und 
 

 
ihre Inverse. 
 
(3) Die Punktzahl eines fachspezifischen Stu-
dieneignungstests wird wie folgt berechnet:  
 
1.Die Punktzahl für das Ergebnis eines fach-

spezifischen Studieneignungstests TMS 

u n v e r ä n d e r t  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
u n v e r ä n d e r t  
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wird mit Hilfe einer sogenannten z-Transfor-
mation für Normalverteilungen wie folgt be-
rechnet: 

 

 
 
Dabei gilt: TMSgewicht ist das Gewicht des 
Kriteriums „TMS“, also die maximale Punkt-
zahl, die in der betreffenden Quote für das 
Kriterium „TMS“ vorgesehen ist. TMSstan-
dardwertB ist das Ergebnis, das die Bewerbe-
rin oder der Bewerber B beim TMS erzielt hat. 
 
2.Die Punktzahl für das Ergebnis der fachspe-
zifischen Studieneignungstests HAM-NAT, 
HAM-MRT, HAM-SJT und PHAST wird wie 
folgt berechnet: 
 

 
 
Dabei gilt: xxxGewicht ist das Gewicht des 
entsprechenden Kriteriums „HAM-NAT“, 
„HAM-MRT“, „HAM-SJT“ oder „PHAST“, also 
die maximale Punktzahl, die in der betreffen-
den Quote für das jeweilige Kriterium vorge-
sehen ist. xxxWertB ist das Ergebnis, das die 
Bewerberin oder der Bewerber B beim jewei-
ligen Test erzielt hat. Dieser Wert liegt zwi-
schen 0 (schlechtester) und 100 (bester). 
 
(4) Die Punktzahl für das Ergebnis eines Aus-
wahlgesprächs wird wie folgt berechnet:  
 

 
 
 
Dabei gilt: InterviewGewicht ist das Gewicht 
des Kriteriums „Interview“, also die maximale 
Punktzahl, die in der betreffenden Quote für 
das Kriterium „Interview“ vorgesehen ist.Inter-
viewWertB ist das Ergebnis, das die Bewer-
berin oder der Bewerber B in dem Interview 
erzielt hat.Dieser Wert liegt zwischen 0 
(schlechtester) und 100 (bester).  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
u n v e r ä n d e r t  
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(5) Für die Berechnung der Punktzahl für die 
Kriterien Berufsausbildungen, Berufstätigkei-
ten, anerkannte praktische Tätigkeiten und 
außerschulische Leistungen und Qualifikatio-
nen gemäß Anlage 6 und 7, soweit sie nach-
gewiesen werden, gilt jeweils  
 

 
 
(6) Die Berechnung der Punktzahl für die 
Wartezeit gemäß Artikel 18 Absatz 1 des 
Staatsvertrags erfolgt nach der Formel  
 

 
 
Dabei gilt:  
 
1.Im ersten Jahr (Sommersemester 2020 und 
Wintersemester 2020/2021) gilt Gewicht g = 
45. 
 
2.Im zweiten Jahr (Sommersemester 2021 
und Wintersemester 2021/2022) gilt Gewicht 
g = 30. 
 
WB ist die Wartezeit der Bewerberin oder des 
Bewerbers B in Semestern, wobei Werte > 15 
auf den Wert w = 15 gedeckelt werden.  
 
 

u n v e r ä n d e r t  
 
 
 
 
 
 
 
 
(6) Die Berechnung der Punktzahl 
für die Wartezeit gemäß Artikel 18 
Absatz 1 des Staatsvertrags erfolgt 
nach der Formel  
 

 
 
Dabei gilt:  
1.Im ersten Jahr (Sommersemester 
2020 und Wintersemester 
2020/2021) gilt Gewicht g = 45. 
 
2.Im zweiten Jahr (Sommersemes-
ter 2021 und Wintersemester 
2021/2022) gilt Gewicht g = 30. 
 
WB ist die Wartezeit der Bewerberin 
oder des Bewerbers B in Semes-
tern, wobei Werte > 15 auf den Wert 
w = 15 gedeckelt werden.  
 
 

 
Anlage 6  

Anerkannte Berufsausbildungen und -tä-
tigkeiten 

(zu § 21 Absatz 2 Nummer 3) 
 

Berufsausbildungen und Berufstätigkei-
ten Medizin 

 
Altenpflegerin oder Altenpfleger 
 
Anästhesietechnische Assistentin oder Anäs-
thesietechnischer Assistent 
 
Arzthelferin oder Arzthelfer 
 
Biologielaborantin oder Biologielaborant 

 
Anlage 6  

Anerkannte Berufsausbildungen 
und -tätigkeiten 

(zu § 21 Absatz 2 Nummer 3) 
 

Berufsausbildungen und Berufs-
tätigkeiten Medizin 

 
u n v e r ä n d e r t 
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Chemielaborantin oder Chemielaborant 
 
Diätassistentin oder Diätassistent 
 
Ergotherapeutin oder Ergotherapeut 
 
Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerin o-
der Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger 
 
Gesundheits- und Krankenpflegerin oder Ge-
sundheits- und Krankenpfleger 
 
Hebamme oder Entbindungspfleger 
 
Kinderkrankenschwester oder -pfleger 
 
Krankenschwester oder -pfleger 
 
Logopädin oder Logopäde 
 
Medizinische Fachangestellte oder Medizini-
scher Fachangestellter 
 
Medizinisch-technische Assistentin oder Me-
dizinisch-technischer Assistent – Funktionsdi-
agnostik 
 
Medizinisch-technische Assistentin oder Me-
dizinisch-technischer Assistent (MTA) 
 
Medizinisch-technische Laboratoriumsassis-
tentin oder Medizinisch-technischer Labora-
toriumsassistent 
 
Medizinisch-technische Radiologieassistentin 
oder Medizinisch-technischer Radiologieas-
sistent 
 
Medizinlaborantin oder Medizinlaborant 
 
Notfallsanitäterin oder Notfallsanitäter 
 
Operationstechnische Angestellte oder Ope-
rationstechnischer Angestellter 
 
Operationstechnische Assistentin oder Ope-
rationstechnischer Assistent 
 
Orthoptistin oder Orthoptist 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
u n v e r ä n d e r t 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 

30 

 
 
 
Physiotherapeutin oder Physiotherapeut 
 
Radiologisch-technische Assistentin oder Ra-
diologisch-technischer Assistent (RTA) 
 
Rettungsassistentin oder Rettungsassistent 
 
Veterinärmedizinisch-technische Assistentin 
oder Veterinärmedizinisch-technischer Assis-
tent 
 
 
Berufsausbildungen und Berufstätigkei-
ten Zahnmedizin 
 
Altenpflegerin oder Altenpfleger 
 
Anästhesietechnische Assistentin oder Anäs-
thesietechnischer Assistent 
 
Arzthelferin oder Arzthelfer 
 
Biologielaborantin oder Biologielaborant 
 
Chemielaborantin oder Chemielaborant 
 
Diätassistentin oder Diätassistent 
 
Ergotherapeutin oder Ergotherapeut 
 
Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerin o-
der Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger 
 
Gesundheits- und Krankenpflegerin oder Ge-
sundheits- und Krankenpfleger 
 
Hebamme oder Entbindungspfleger 
 
Kinderkrankenschwester oder Kinderkran-
kenpfleger 
 
Krankenschwester oder Krankenpfleger 
 
Logopädin oder Logopäde 
 
Medizinische Fachangestellte oder Medizini-
scher Fachangestellter 
 

Pflegefachfrau oder Pflegefach-
mann 
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Medizinisch-technische Assistentin oder Me-
dizinisch-technischer Assistent – Funktionsdi-
agnostik 
 
Medizinisch-technische Assistentin oder Me-
dizinisch-technischer Assistent (MTA) 
 
Medizinisch-technische Laboratoriumsassis-
tentin oder Medizinisch-technischer Labora-
toriumsassistent 
 
Medizinisch-technische Radiologieassistentin 
oder Medizinisch-technischer Radiologieas-
sistent 
 
Medizinlaborantin oder Medizinlaborant 
 
Notfallsanitäterin oder Notfallsanitäter 
 
Operationstechnische Angestellte oder Ope-
rationstechnischer Angestellter 
 
Operationstechnische Assistentin oder Ope-
rationstechnischer Assistent 
 
Orthoptistin oder Orthoptist 
 
 
 
 
Physiotherapeutin oder Physiotherapeut 
 
Radiologisch-technische Assistentin oder Ra-
diologisch-technischer Assistent (RTA) 
 
Rettungsassistentin oder Rettungsassistent 
 
Stomatologische Schwester oder Stomatolo-
gischer Pfleger 
 
Veterinärmedizinisch-technische Assistentin 
oder Veterinärmedizinisch-technischer Assis-
tent 
 
Zahnarzthelferin oder Zahnarzthelfer 
 
Zahnärztliche Helferin oder Zahnärztlicher 
Helfer 
 
Zahnmedizinische Fachangestellte oder 
Zahnmedizinischer Fachangestellter 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Pflegefachfrau oder Pflegefach-
mann 
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Zahntechnikerin oder Zahntechniker 
Berufsausbildungen und Berufstätigkeiten 
Tiermedizin 
 
Anästhesietechnische Assistentin oder Anäs-
thesietechnischer Assistent 
 
Biologielaborantin oder Biologielaborant 
 
Chemielaborantin oder Chemielaborant 
 
Fischwirtin oder Fischwirt 
 
Fleischerin oder Fleischer 
 
Landwirtin oder Landwirt 
 
Medizinisch-technische Assistentin oder Me-
dizinisch-technischer Assistent – Funktionsdi-
agnostik 
 
Medizinisch-technische Assistentin oder Me-
dizinisch-technischer Assistent (MTA) 
 
Medizinisch-technische Laboratoriumsassis-
tentin oder Medizinisch-technischer Labora-
toriumsassistent 
 
Medizinisch-technische Radiologieassistentin 
oder Medizinisch-technischer Radiologieas-
sistent 
 
Medizinlaborantin oder Medizinlaborant 
 
Operationstechnische Angestellte oder Ope-
rationstechnischer Angestellter 
 
Operationstechnische Assistentin oder Ope-
rationstechnischer Assistent 
 
Pferdewirtin oder Pferdewirt 
 
Tierarzthelferin oder Tierarzthelfer 
 
Tiermedizinische Fachangestellte oder Tier-
medizinischer Fachangestellter 
 
Tierpflegerin oder Tierpfleger 
 
Tierwirtin oder Tierwirt 
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Veterinärmedizinisch-technische Assistentin 
oder Veterinärmedizinisch-technischer Assis-
tent 
Berufsausbildungen und Berufstätigkeiten 
Pharmazie 
 
Biologielaborantin oder Biologielaborant 
 
Biologisch-technische Assistentin oder Biolo-
gisch-technischer Assistent 
 
Biotechnologische Assistentin oder Biotech-
nologischer Assistent 
 
Chemielaborantin oder Chemielaborant 
 
Chemikantin oder Chemikant 
 
Chemisch-technische Assistentin oder Che-
misch-technischer Assistent 
 
Medizinisch-technische Assistentin oder Me-
dizinisch-technischer Assistent – Funktionsdi-
agnostik 
 
Medizinisch-technische Assistentin oder Me-
dizinisch-technischer Assistent (MTA) 
 
Medizinisch-technische Laboratoriumsassis-
tentin oder Medizinisch-technischer Labora-
toriumsassistent 
 
Medizinisch-technische Radiologieassistentin 
oder Medizinisch-technischer Radiologieas-
sistent 
 
Medizinlaborantin oder Medizinlaborant 
 
Pharmakantin oder Pharmakant 
 
Pharmazeutisch-technische Assistentin oder 
Pharmazeutisch-technischer Assistent 
 
Physikalisch-technische Assistentin oder 
Physikalisch-technischer Assistent 
 
Physiklaborantin oder Physiklaborant 
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Technische Assistentin oder Technischer As-
sistent – Chemische und biologische Labora-
torien 
 
 
 

Verordnung zur Regelung der Zulassung 
in zulassungsbeschränkten Studiengän-
gen durch die Hochschulen des Landes 

Berlin (Hochschulzulassungsverordnung 
- BerlHZVO) 

Vom 4. April 2012 
 

Änderung der Verordnung zur 
Regelung der Zulassung in zu-

lassungsbeschränkten Studien-
gängen durch die Hochschulen 

des Landes Berlin (Hochschulzu-
lassungsverordnung - 

BerlHZVO) 
Vom 18. Januar 2022 

§ 2 
Frist und Form der Anträge, Fristablauf 

 
 

(1) Der Zulassungsantrag muss für das Som-
mersemester bis zum 15. Januar, für das 
Wintersemester bis zum 15. Juli bei der Hoch-
schule eingegangen sein (Ausschlussfristen). 
Für Studiengänge, die gemeinsam mit einer 
ausländischen Hochschule organisiert und 
durchgeführt werden, muss der Zulassungs-
antrag für das Sommersemester bis zum 15. 
November, für das Wintersemester bis zum 
15. Mai bei der Hochschule eingegangen sein 
(Ausschlussfristen). Anträge auf Zulassung 
auf Studienplätze außerhalb der festgesetz-
ten Zulassungszahlen müssen für das Som-
mersemester bis zum 1. April, für das Winter-
semester bis zum 1. Oktober bei der Hoch-
schule eingegangen sein (Ausschlussfristen). 
 
(1a) Für das Wintersemester 2021/2022 
muss der Zulassungsantrag abweichend von 
Absatz 1 Satz 1 am 31. Juli 2021 eingegan-
gen sein (Ausschlussfrist). § 6 Absatz 1 Num-
mer 4 bleibt unberührt. 
 
 

§ 2 
Frist und Form der Anträge, 

Fristablauf 
 

u n v e r ä n d e r t 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(1a) Für das Wintersemester 
20212/20223 muss der Zulassungs-
antrag abweichend von Absatz 1 
Satz 1 am 31. Juli 20212 eingegan-
gen sein (Ausschlussfrist). § 6 Ab-
satz 1 Nummer 4 bleibt unberührt. 
 
u n v e r ä n d e r t 
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(2) Anträge, die der Bewerber oder die Be-
werberin nach dieser Verordnung ergänzend 
zum Zulassungsantrag stellen kann, sind mit 
dem Zulassungsantrag zu stellen. 
 
(3) An einer Hochschule sind drei Zulas-
sungsanträge zulässig. 
 
(4) Die Hochschule bestimmt die Form der 
Zulassungsanträge und der Anträge nach Ab-
satz 2. Sie bestimmt auch die Unterlagen, die 
den Anträgen mindestens beizufügen sind, 
sowie deren Form. Sie ist nicht verpflichtet, 
den Sachverhalt von Amts wegen zu ermit-
teln. 
 
 
(5) Bewerber und Bewerberinnen, die die Be-
werbungsfristen versäumen oder den Antrag 
nicht innerhalb dieser Fristen formgerecht mit 
den erforderlichen Unterlagen stellen, sind 
vom Zulassungsverfahren ausgeschlossen. 
 
(6) Bei Zulassungsanträgen in Kombinations-
studiengängen stellt jede konkret benannte 
Kombination einen Zulassungsantrag dar. 
 
(7) Fällt das Ende einer Frist auf einen Sonn-
tag, gesetzlichen Feiertag oder Sonnabend, 
so endet die Frist mit dem Ablauf des entspre-
chenden Tages und verlängert sich nicht bis 
zum Ablauf des nächstfolgenden Werktages. 
 

 
 
 
 
 
u n v e r ä n d e r t 
 
 
u n v e r ä n d e r t 
 
 
 
 
 
 
 
 
u n v e r ä n d e r t 
 
 
 
 
 
u n v e r ä n d e r t 
 
 
 
u n v e r ä n d e r t 
 
 

§ 6 
Vorabquoten 

 
(1) Von der Gesamtzahl der festgesetzten Zu-
lassungszahlen, vermindert um die Zahl der 
nach einem Dienst auf Grund früheren Zulas-
sungsanspruchs Auszuwählenden, sind vor-
weg abzuziehen: 
 
1. in der Regel fünf Prozent für die Zulassung 
von ausländischen und staatenlosen Bewer-
bern und Bewerberinnen, soweit sie nicht 
Deutschen gleichgestellt sind; die Vorab-
quote wird nur im Hauptverfahren gemäß 
§ 27 gebildet, 
 
2. mindestens zwei Prozent für Fälle außer-
gewöhnlicher Härte, 

§ 6 
Vorabquoten 

 
u n v e r ä n d e r t 
 
 
 
 
 
u n v e r ä n d e r t 
 
 
 
 
 
 
u n v e r ä n d e r t 
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3. mindestens drei Prozent für die Auswahl 
der Bewerber und Bewerberinnen für ein 
Zweitstudium, 
 
4. mindestens fünf Prozent für die Auswahl 
von Bewerbern und Bewerberinnen, die zum 
Zeitpunkt der Fristen nach § 2 Absatz 1, für 
das Wintersemester 2021/2022 zum Zeit-
punkt der Fristen nach § 2 Absatz 1a, minder-
jährig sind und ihren Wohnsitz im Einzugsge-
biet der Hochschule im Sinne des § 10 Ab-
satz 1 Satz 2 des Berliner Hochschulzulas-
sungsgesetzes bei einer für sie sorgeberech-
tigten Person haben, wobei als sorgeberech-
tigt auch Pflegepersonen und nach dem Bür-
gerlichen Gesetzbuch diesen gleichgestellte 
Personen gelten, 
 
 
 
 
 
5. mindestens ein Prozent für die Auswahl 
von Bewerbern und Bewerberinnen nach § 10 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 des Berliner 
Hochschulzulassungsgesetzes. 
 
(2) Neben den in Absatz 1 genannten Quoten 
wird eine weitere Quote für Bewerber und Be-
werberinnen mit einer Studienberechtigung 
nach § 11 des Berliner Hochschulgesetzes in 
der jeweils geltenden Fassung gebildet (§ 10 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 des Berliner 
Hochschulzulassungsgesetzes), die mindes-
tens 4 vom Hundert beträgt. Die Höhe der 
Quote sowie die Auswahlkriterien innerhalb 
dieser Quote regelt der Akademische Senat 
der Hochschule durch Satzung, die der Be-
stätigung durch die für die Hochschulen zu-
ständige Senatsverwaltung bedarf. Die Be-
stätigung der Satzung kann aus Rechts- oder 
Sachgründen versagt werden. 
 
(3) Die Quoten nach Absatz 1 und 2 zusam-
men dürfen drei Zehntel der zur Verfügung 
stehenden Studienplätze nicht überschreiten, 
jedoch nicht weniger als ein Zwanzigstel be-
tragen. Die Regelung trifft der Akademische 
Senat der Hochschule durch Satzung, die der 

 
u n v e r ä n d e r t 
 
 
 
4. mindestens fünf Prozent für die 
Auswahl von Bewerbern und Be-
werberinnen, die zum Zeitpunkt der 
Fristen nach § 2 Absatz 1, für das 
Wintersemester 20212/20223 zum 
Zeitpunkt der Fristen nach § 2 Ab-
satz 1a, minderjährig sind und ihren 
Wohnsitz im Einzugsgebiet der 
Hochschule im Sinne des § 10 Ab-
satz 1 Satz 2 des Berliner Hoch-
schulzulassungsgesetzes bei einer 
für sie sorgeberechtigten Person 
haben, wobei als sorgeberechtigt 
auch Pflegepersonen und nach dem 
Bürgerlichen Gesetzbuch diesen 
gleichgestellte Personen gelten, 
 
 
u n v e r ä n d e r t 
 
 
 
 
u n v e r ä n d e r t 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
u n v e r ä n d e r t 
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Bestätigung durch die für das Hochschulwe-
sen zuständige Senatsverwaltung bedarf. Die 
Bestätigung der Satzung kann aus Rechts- o-
der Sachgründen versagt werden. 
 
(4) Für jede Quote nach Absatz 1 und 2 muss 
mindestens ein Studienplatz zur Verfügung 
gestellt werden, wenn in der entsprechenden 
Quote mindestens ein Bewerber oder eine 
Bewerberin zu berücksichtigen ist. Dies gilt 
nicht, wenn hierdurch die Zahl der über die 
Vorabquoten zu vergebenden Studienplätze 
dreißig vom Hundert der insgesamt zu verge-
benden Studienplätze übersteigt. Für diesen 
Fall regelt die Hochschule durch Satzung die 
Auswahl innerhalb der Vorabquoten. 
 
(5) Nicht in Anspruch genommene Studien-
plätze nach den Absätzen 1 und 2 werden 
nach § 7 vergeben. 
 

 
 
 
 
 
u n v e r ä n d e r t 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
u n v e r ä n d e r t 
 
 

§ 18 
Dialogorientiertes Serviceverfahren 

 
 
(1) Bei der Vergabe von Studienplätzen in ört-
lichen Vergabeverfahren und Anmeldeverfah-
ren kann die Hochschule gegen Erstattung 
der entstehenden Kosten die von der Stiftung 
angebotenen Dienstleistungen nach Artikel 4 
des Staatsvertrags über die Hochschulzulas-
sung vom 21. und 27. März sowie 4. April 
2019 (GVBl. S. 703) in Anspruch nehmen. 
Die Hochschule kann am Dialogorientierten 
Serviceverfahren teilnehmen sowie die Stif-
tung damit beauftragen, im Namen der Hoch-
schule Zulassungsanträge entgegenzuneh-
men und zu prüfen sowie Zulassungs-, Rück-
stellungs-, Ablehnungs- und Ausschlussbe-
scheide zu erstellen und zu versenden. 
 
(2) Der Zulassungsantrag muss im örtlichen 
Vergabeverfahren über das Webportal der 
Hochschule oder, soweit die Hochschule dies 
zulässt, über das Webportal der Stiftung bis 
zum Ablauf der in § 2 genannten Fristen ein-
gegangen sein (Ausschlussfristen). Die 
Hochschule bestimmt, ob ein Zulassungsan-
trag mit den von ihr geforderten Unterlagen 
nach § 2 Absatz 4 bei der Hochschule oder 
bei der Stiftung einzureichen ist. Der Adressat 

§ 18 
Dialogorientiertes Serviceverfah-

ren 
 

u n v e r ä n d e r t 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
u n v e r ä n d e r t 
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muss auf dem Zulassungsantrag erkennbar 
sein. Bestimmt die Hochschule sich selbst 
zum Adressaten, bestimmt sie auch die Form 
des Zulassungsantrages gemäß § 2 Ab-
satz 4; im Übrigen erfolgt die Antragstellung 
elektronisch. 
 
(3) Die Hochschulen geben die Ranglisten im 
Dialogorientierten Serviceverfahren für das 
Sommersemester bis spätestens zum 15. 
Februar, für das Wintersemester 2021/2022 
bis spätestens zum 31. August 2021 und für 
die folgenden Wintersemester bis spätestens 
zum 15. August frei. 
 
 
 
(4) Im Übrigen gelten für das Verfahren die 
Bestimmungen der Studienplatzvergabever-
ordnung Stiftung ergänzend, soweit sie das 
Dialogorientierte Serviceverfahren betreffen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
(3) Die Hochschulen geben die 
Ranglisten im Dialogorientierten 
Serviceverfahren für das Sommer-
semester bis spätestens zum 15. 
Februar, und für das Wintersemes-
ter 2021/2022 bis spätestens zum 
31. August 2021 und für die folgen-
den Wintersemester bis spätestens 
zum 15. August frei. 
 
u n v e r ä n d e r t 
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II. Wortlaut der zitierten Rechtsvorschriften 
 

Gesetz über die Zulassung zu den Hochschulen des Landes Berlin in zulas-

sungsbeschränkten Studiengängen 

(Berliner Hochschulzulassungsgesetz - BerlHZG) 

Vom 9. Oktober 2019 

 

§ 3 

Zulassungsbeschränkungen 

 

(1) Die Zulassung zum Studium an den Hochschulen des Landes Berlin kann für ein-

zelne Studiengänge durch Festsetzung der Zahl der von der einzelnen Hochschule 

höchstens aufzunehmenden Bewerberinnen und Bewerber in einem Studiengang (Zu-

lassungszahl) nach Maßgabe dieses Gesetzes und des Staatsvertrages beschränkt 

werden. 

(2) In Studiengängen des örtlichen Vergabeverfahrens gilt bis zum Inkrafttreten einer 

gesetzlichen Regelung Artikel 6 des Staatsvertrages entsprechend. 

(3) Zulassungszahlen sind festzusetzen, wenn die nach den Bestimmungen der Kapa-

zitätsverordnung vom 10. Mai 1994 (GVBl. S. 186), die zuletzt durch Verordnung vom 

13. Juni 2019 (GVBl. S. 403) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung 

ermittelten Aufnahmequoten für einen Studiengang im ersten Fachsemester zu den 

letzten beiden Zulassungsterminen durch die tatsächlich erfolgten Einschreibungen 

deutlich überschritten wurden oder die ordnungsgemäße Ausbildung der Studierenden 

nicht mehr gewährleistet werden kann. 

 

§ 10 

Vorabquoten 

 

(1) In einem Auswahlverfahren im örtlichen Vergabeverfahren sollen bis zu 30 Prozent, 

jedoch nicht weniger als 20 Prozent, der zur Verfügung stehenden Studienplätze vor-

behalten werden für: 

1. Bewerberinnen und Bewerber, für die die Ablehnung des Zulassungsantrags eine 

außergewöhnliche Härte bedeuten würde, 

2. Bewerberinnen und Bewerber, die sich auf Grund entsprechender Vorschriften ver-

pflichtet haben, ihren Beruf in Bereichen besonderen öffentlichen Bedarfs auszuüben, 
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3. ausländische Staatsangehörige und Staatenlose, soweit sie nicht Deutschen gleich-

gestellt sind, 

4. Bewerberinnen und Bewerber, die bereits ein Studium in einem anderen Studien-

gang abgeschlossen haben; hierzu zählen nicht Bewerberinnen und Bewerber für kon-

sekutive Masterstudiengänge, 

5. Bewerberinnen und Bewerber, die zum Zeitpunkt des Bewerbungsschlusses noch 

minderjährig sind und ihren Wohnsitz im Einzugsgebiet der Hochschule bei einer für 

sie sorgeberechtigten Person haben, 

6. Bewerberinnen und Bewerber, die einem im öffentlichen Interesse förderungswür-

digen Personenkreis angehören und auf Grund besonderer Umstände an den Studi-

enort gebunden sind, insbesondere Bewerberinnen und Bewerber, die einem auf Bun-

desebene gebildeten Kader (Olympiakader, Paralympicskader, Perspektivkader, Er-

gänzungskader, Nachwuchskader 1 und 2) eines Bundesfachverbandes des Deut-

schen Olympischen Sportbundes für eine von den Olympiastützpunkten in den Län-

dern Berlin oder Brandenburg betreuten Sportarten angehören, 

7. in der beruflichen Bildung Qualifizierte, die über keine sonstige Studienberechtigung 

verfügen. 

Als Einzugsgebiet im Sinne dieses Gesetzes wird das Gebiet der Länder Berlin und 

Brandenburg festgelegt. 

(2) Die Studienplätze nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 werden auf Antrag nach dem 

Grad der außergewöhnlichen Härte vergeben. Eine außergewöhnliche Härte liegt vor, 

wenn besondere, vor allem gesundheitliche, soziale, behinderungsbedingte oder fami-

liäre Gründe in der Person der Bewerberin oder des Bewerbers die sofortige Aufnahme 

des Studiums zwingend erfordern. Sie liegt auch vor, wenn einer Bewerberin oder ei-

nem Bewerber mit Wohnsitz im Einzugsgebiet der Hochschule aus gesundheitlichen, 

familiären, behinderungsbedingten oder sozialen Gründen ein Umzug an einen ande-

ren Studienort nicht zugemutet werden kann und die Wartezeit zum gewünschten Stu-

diengang im Land Berlin voraussichtlich länger als vier Semester umfassen würde. 

(3) Für die Vergabe der Studienplätze nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 findet § 8 Ab-

satz 6 entsprechende Anwendung. 

(4) Studienplätze nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 werden nach den Prüfungsergeb-

nissen des Erststudiums und nach den für die Bewerbung für ein weiteres Studium 

maßgeblichen Gründen vergeben. 

(5) Studienplätze nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 und 6 werden nach dem Ergebnis 

der Hochschulzugangsberechtigung vergeben. 

(6) Studienplätze nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 werden in erster Linie unter Quali-

fikationsgesichtspunkten vergeben. Daneben können die Motivation der Bewerberin 
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oder des Bewerbers und besondere soziale Belange berücksichtigt werden. Die Ent-

scheidung über die Auswahlkriterien trifft der Akademische Senat der Hochschule 

durch Satzung. 

(7) Wer den Quoten nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 bis 4 und Nummer 7 unterfällt, 

kann nicht im Verfahren nach § 11 zugelassen werden. 

(8) Nach Absatz 1 nicht in Anspruch genommene Studienplätze werden nach § 11 ver-

geben. 

 

§ 11 
Hauptquoten 

(1) In Studiengängen im örtlichen Vergabeverfahren wird die Studienplatzvergabe 
durch die einzelne Hochschule nach Abzug der Vorabquoten nach folgenden Grunds-
ätzen vorgenommen: 

1. bis zu 60 Prozent nach dem Ergebnis eines von der Hochschule durchzuführenden 
Auswahlverfahrens, 

2. im Übrigen zu gleichen Teilen nach dem Ergebnis der Hochschulzugangsberechti-
gung und nach der Dauer der Zeit seit dem Erwerb der Hochschulzugangsberechti-
gung für den gewählten Studiengang (Wartezeit), wobei Zeiten eines Studiums an ei-
ner Hochschule auf die Wartezeit nicht angerechnet werden; die Dauer der Wartezeit 
wird auf zehn Halbjahre begrenzt. 

Die Höhe der Quote nach Satz 1 Nummer 1 regelt die Hochschule durch Satzung. Die 
für Hochschulen zuständige Senatsverwaltung kann durch Rechtsverordnung festle-
gen, dass in bestimmten, bundesweit zulassungsbeschränkten Studiengängen abwei-
chend von Satz 1 Nummer 1 60 Prozent der nach Abzug der Vorabquoten verfügbaren 
Studienplätze über das Auswahlverfahren der Hochschule vergeben werden. 

(2) Für die Auswahl nach dem Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung soll, so-
weit eine annähernde Vergleichbarkeit der Ergebnisse der Hochschulzugangsberech-
tigung im Verhältnis der Länder untereinander nicht gewährleistet ist, ein entsprechen-
der Ausgleich bei der Auswahl der Bewerberinnen und Bewerber auf Basis von Pro-
zentrangverfahren und unter Bildung von Landesquoten erfolgen, wenn dies erforder-
lich ist, um das Ausbildungsgrundrecht aus Artikel 12 Absatz 1 des Grundgesetzes zu 
gewährleisten. Dabei gelten die Grundsätze von Artikel 10 Absatz 1 Satz 4 des Staats-
vertrages. Die für Hochschulen zuständige Senatsverwaltung bestimmt durch Rechts-
verordnung die Einzelheiten des Verfahrens und die Einzelheiten zur technischen Um-
setzung einschließlich der Nutzung elektronischer Datenverarbeitungsverfahren. Da-
bei kann eine stärkere Gewichtung des Bewerberanteils, als sie in Artikel 10 des 
Staatsvertrages im Verhältnis zum Bevölkerungsanteil vorgesehen ist, vorgenommen 
werden. 

(3) Die Hochschule vergibt die Studienplätze im Rahmen des Auswahlverfahrens nach 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 nach einer Verbindung 
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1. von Kriterien der Hochschulzugangsberechtigung (Qualifikation) 

a) Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung für das gewählte Studium, 

b) gewichtete Einzelnoten oder Gewichtung von Fächern der Hochschulzugangsbe-
rechtigung, die über die fachspezifische Motivation und Eignung Auskunft geben, 

2. von Kriterien außerhalb der Hochschulzugangsberechtigung 

a) Ergebnis eines fachspezifischen Studieneignungstests, 

b) Art einer studienrelevanten Berufsausbildung, Berufstätigkeit oder praktischen Tä-
tigkeit, die über die besondere Eignung für den gewählten Studiengang Aufschluss 
geben können, 

c) besondere Vorbildungen, praktische Tätigkeiten, außerschulische Leistungen oder 
außerschulische Qualifikationen, die über die fachspezifische Eignung Auskunft ge-
ben, 

d) Vorbildungen auf Grund des erfolgreichen Besuchs eines besonderen studienvor-
bereitenden Kurses einer Schule oder Hochschule, 

e) auf dem Niveau des europäischen Referenzrahmens (mindestens C 1) nachgewie-
sene bilinguale Sprachkompetenz, 

f) Ergebnis eines von der Hochschule durchzuführenden Gesprächs mit den Bewer-
berinnen und Bewerbern, das Aufschluss über deren Motivation und über die Identifi-
kation mit dem gewählten Studium und dem angestrebten Beruf geben sowie der 
Vermeidung von Fehlvorstellungen über die Anforderungen des Studiums dienen 
soll. 

Bei der Auswahlentscheidung der Hochschule müssen Kriterien der Hochschulzu-
gangsberechtigung und außerhalb der Hochschulzugangsberechtigung zu gleichen 
Teilen einfließen. Durch Rechtsverordnung kann die für Hochschulen zuständige Se-
natsverwaltung bestimmen, dass in einzelnen Studiengängen von Satz 2 abgewichen 
werden darf, wenn diese nicht bundesweit zulassungsbeschränkt sind. Das Gespräch 
nach Satz 1 Nummer 2 Buchstabe f darf nicht das einzige Auswahlkriterium außerhalb 
der Hochschulzugangsberechtigung im Sinne des Satzes 2 sein. Soll die Teilnehmer-
zahl an dem Auswahlverfahren begrenzt werden, entscheidet die Hochschule über die 
Teilnahme nach einem der in Satz 1 genannten Maßstäbe oder nach einer Verbindung 
dieser Maßstäbe. Die nähere Ausgestaltung des Verfahrens und die Auswahl der Kri-
terien regelt die Hochschule durch Satzung, die der Bestätigung der für Hochschulen 
zuständigen Senatsverwaltung bedarf. § 9 Absatz 5 gilt entsprechend. Verfahren und 
Kriterien sind in der Satzung so zu gestalten, dass niemand mittelbar oder unmittelbar 
auf Grund des Geschlechts, der ethnischen Herkunft, der Religion oder Weltanschau-
ung, der Behinderung oder sexuellen Identität diskriminiert wird. Das Bestätigungsver-
fahren erstreckt sich auf die Überprüfung der Rechtmäßigkeit und der Zweckmäßigkeit 
der Satzung. Gebühren für die Durchführung des Auswahlverfahrens nach Satz 1 
Nummer 1 und 2 Buchstabe b werden nicht erhoben. Soweit Gebühren für die Durch-
führung des Auswahlverfahrens erhoben werden, dürfen diese 25 Euro pro Aufnah-
meverfahren nicht übersteigen. Im Falle der Immatrikulation wird die Aufnahmegebühr 
mit der Immatrikulationsgebühr verrechnet. 
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(4) Können Bewerberinnen oder Bewerber bei der Vergabe von Studienplätzen gemäß 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 nachweisen, dass sie aus 
einem nicht selbst zu vertretenden Umstand daran gehindert waren, ein besseres Er-
gebnis der Hochschulzugangsberechtigung oder eine längere Wartezeit zu erreichen, 
werden sie mit dem von ihnen nachgewiesenen besseren Ergebnis der Hochschulzu-
gangsberechtigung oder längeren Wartezeit am Vergabeverfahren beteiligt. 

(5) Die für Hochschulen zuständige Senatsverwaltung kann in besonderen Fällen 
durch Rechtsverordnung die Einrichtung von Unterquoten im Auswahlverfahren der 
Hochschulen bestimmen oder zulassen. 

 

 

§ 19 

Ermächtigung zum Erlass von Rechtsverordnungen 

 

Die für Hochschulen zuständige Senatsverwaltung wird ermächtigt, folgende Regelun-

gen durch Rechtsverordnung zu treffen: 

1. Regelungen zur Studienplatzvergabe durch die Stiftung für Hochschulzulassung ge-

mäß Artikel 12 Absatz 1 des Staatsvertrages, 

2. Regelungen zur Studienplatzvergabe durch die Hochschulen 

a) in den Vorabquoten und Hauptquoten im Zentralen Vergabeverfahren nach den 

§§ 8 und 9, 

b) in den Vorabquoten und Hauptquoten im örtlichen Vergabeverfahren nach den 

§§ 10 und 11, 

c) für besondere Studiengänge nach § 13, 

d) für höhere Fachsemestern nach § 14, 

e) für konsekutive und weiterführende Masterstudiengänge nach den §§ 15 und 16, 

3. verfahrensrechtliche Regelungen einschließlich Regelungen zu einer optionalen 

Einbeziehung von elektronischen Verfahren zur Studienplatzvergabe durch die Hoch-

schulen, 

 

4. Bestimmungen zu dem Ausgleichsverfahren nach § 11 Absatz 2. 
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Staatsvertrag über die Hochschulzulassung  

Vom 21./27. März 2019 und 4. April 2019 

 

Artikel 4 

Dienstleistungsaufgabe 

Nach Maßgabe des jeweiligen Landesrechts unterstützt die Stiftung die sie beauftra-

genden Hochschulen bei der Durchführung der örtlichen Zulassungs- und Anmelde-

verfahren insbesondere durch den Betrieb eines Bewerbungsportals mit Information 

und Beratung der Studienbewerberinnen und -bewerber, Aufbereitung der Bewerber-

daten, Abgleich der Mehrfachzulassungs- und Mehrfachstudienmöglichkeiten sowie 

Vermittlung von nichtbesetzten Studienplätzen. 

 

Artikel 6  

Kapazitätsermittlung und Festsetzung von Zulassungszahlen 

 

(1) Für die Vergabe von Studienplätzen in Studiengängen, die in das Zentrale Verga-

beverfahren einbezogen sind, sind Zulassungszahlen nach Artikel 12 Absatz 1 Num-

mer 8 und nach Maßgabe des Landesrechts festzusetzen. Zulassungszahl ist die Zahl 

der von der einzelnen Hochschule höchstens aufzunehmenden Bewerberinnen und 

Bewerber in einem Studiengang. Sie wird auf der Grundlage der jährlichen Aufnahme-

kapazität festgesetzt. Zulassungszahlen dürfen nur für einen bestimmten Zeitraum, 

höchstens für die Dauer eines Jahres, festgesetzt werden.  

(2)  Die Zulassungszahlen sind so festzusetzen, dass nach Maßgabe der haushalts-

rechtlichen Vorgaben und unter Berücksichtigung der räumlichen und fachspezifi-

schen Gegebenheiten eine erschöpfende Nutzung der Ausbildungskapazität erreicht 

wird; die Qualität in Forschung und Lehre, die geordnete Wahrnehmung der Aufgaben 

der Hochschule, insbesondere in Forschung, Lehre und Studium sowie in der Kran-

kenversorgung, sind zu gewährleisten. Bei der Erprobung neuer Studiengänge und -

methoden, bei der Neuordnung von Studiengängen und Fachbereichen und beim Aus- 

oder Aufbau der Hochschulen können Zulassungszahlen abweichend von Satz 1 fest-

gesetzt werden.  

(3) Die jährliche Aufnahmekapazität wird auf der Grundlage des Lehrangebots, des 

Ausbildungsaufwands und weiterer kapazitätsbestimmender Kriterien ermittelt. 2 Dem 

Lehrangebot liegen die Stellen für das hauptamtlich tätige wissenschaftliche Personal, 

soweit ihm Lehraufgaben übertragen sind, die Lehraufträge und die dienstrechtlichen 

Lehrverpflichtungen zugrunde unter Berücksichtigung festgelegter Reduzierungen, 

insbesondere im medizinischen Bereich für Krankenversorgung und diagnostische 

Leistungen. Der Ausbildungsaufwand ist durch studiengangspezifische Normwerte 
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festzusetzen, die den Aufwand festlegen, der für die ordnungsgemäße Ausbildung ei-

ner oder eines Studierenden in dem jeweiligen Studiengang erforderlich ist. Bei der 

Festsetzung von Normwerten sind ausbildungsrechtliche Vorschriften sowie der Aus-

bildungsaufwand in gleichartigen und vergleichbaren Studiengängen zu beachten. Die 

Normwerte haben eine gleichmäßige und erschöpfende Auslastung der Hochschulen 

zu gewährleisten; in diesem Rahmen sind die Hochschulen bei der Gestaltung von 

Lehre und Studium frei. Die Normwerte werden durch Rechtsverordnung nach Arti-

kel 12 festgesetzt. Weitere kapazitätsbestimmende Kriterien sind insbesondere die 

räumlichen und sächlichen Gegebenheiten, zusätzliche Belastungen auf Grund der 

bisherigen Entwicklung der Studienanfängerzahl und der Zahl der Studierenden, die 

Ausstattung mit nichtwissenschaftlichem Personal, das Verbleibeverhalten der Studie-

renden (Schwund) und die besonderen Gegebenheiten in den medizinischen Studien-

gängen, insbesondere eine ausreichende Zahl von für die Lehre geeigneten Patientin-

nen und Patienten.  

 

(4) Vor der Festsetzung von Zulassungszahlen legt die Hochschule der zuständigen 

Landesbehörde einen Bericht mit ihren Kapazitätsberechnungen vor.  

(5) Bei der Feststellung der Aufnahmekapazität gemäß Absatz 3 bleiben Maßnahmen 

zum Ausgleich zusätzlicher Belastungen auf Grund der bisherigen Entwicklung der 

Studienanfängerzahl und der Zahl der Studierenden unberücksichtigt; sie sind geson-

dert auszuweisen.  

 

 

Artikel 8 

Auswahlverfahren 

(1) 1Die Auswahl der Bewerberinnen und Bewerber richtet sich nach den Artikeln 9 

und 10 sowie nach den Bestimmungen dieses Artikels. 2Ein Zulassungsantrag nach 

Artikel 2 Absatz 2 ermöglicht im Verfahren nach Artikel 2 Absatz 1 Nummer 2 Bewer-

bungen an allen Studienorten eines Studiengangs; dieser Zulassungsantrag zählt als 

ein Antrag im Sinne von Artikel 2 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1. 3Unbeschadet der Re-

gelungen in Artikel 10 Absatz 6 Halbsatz 2 kann die Teilnahme in den Verfahren nach 

Artikel 10 Absatz 1 Satz 1 Nummern 2 und 3 durch Rechtsverordnung nach Artikel 12 

je Studiengang beschränkt werden; die Teilnahmemöglichkeit an sechs Hochschulen 

darf nicht unterschritten werden. 

(2) Wer geltend macht, aus nicht selbst zu vertretenden Umständen daran gehindert 

gewesen zu sein, einen für die Berücksichtigung bei der Auswahl nach dem Ergebnis 

der Hochschulzugangsberechtigung (Artikel 10 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 und 3) 

besseren Wert zu erreichen, wird mit dem nachgewiesenen Wert an der Vergabe der 

Studienplätze in diesen Quoten beteiligt. 
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(3) 1Den Bewerberinnen und Bewerbern dürfen keine Nachteile entstehen 

1. aus der Erfüllung von Dienstpflichten nach Artikel 12a des Grundgesetzes und der 

Übernahme solcher Dienstpflichten und entsprechender Dienstleistungen auf Zeit bis 

zur Dauer von drei Jahren, 

2. aus der Ableistung eines freiwilligen Wehrdienstes als besonderes staatsbürgerli-

ches Engagement nach dem Soldatengesetz in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 30. Mai 2005 (BGBl. I S. 1482), zuletzt geändert durch Gesetz vom 11. Dezember 

2018 (BGBl. I S. 2387), in der jeweils geltenden Fassung, 

3. aus der Ableistung eines Bundesfreiwilligendienstes nach dem Bundesfreiwilligen-

dienstgesetz vom 28. April 2011 (BGBl. I S. 687), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

20. Oktober 2015 (BGBl. I S. 1722), in der jeweils geltenden Fassung, 

4. aus dem Entwicklungsdienst nach dem Entwicklungshelfer-Gesetz vom 18. Juni 

1969 (BGBl. I S. 549), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. Mai 2017 (BGBl. I 

S. 1228), in der jeweils geltenden Fassung, 

5. aus der Ableistung eines Jugendfreiwilligendienstes im Sinne des Jugendfreiwilli-

gendienstegesetzes vom 16. Mai 2008 (BGBl. I S. 842), geändert durch Gesetz vom 

20. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2854), in der jeweils geltenden Fassung oder im Rah-

men eines von der Bundesregierung geförderten Modellprojektes, 

6. aus der Betreuung oder Pflege eines Kindes unter 18 Jahren oder einer pflegebe-

dürftigen Person aus dem Kreis der sonstigen Angehörigen bis zur Dauer von drei 

Jahren. 

2Bewerberinnen und Bewerber nach Satz 1 werden nach Maßgabe einer Rechtsver-

ordnung nach Artikel 12 auf Grund eines früheren Zulassungsanspruchs vor der Aus-

wahl der Bewerberinnen und Bewerber nach Artikel 9 und 10 zugelassen. 3Sofern 

mehr Bewerberinnen und Bewerber nach Satz 1 zuzulassen sind als Plätze zur Verfü-

gung stehen, entscheidet das Los. 4Stehen nach Zulassung der Bewerberinnen und 

Bewerber nach Satz 1 nicht genügend Plätze für alle Quoten nach Artikel 9 Absatz 1 

zur Verfügung, werden die Plätze in der Reihenfolge des Artikels 9 Absatz 1 vergeben. 

(4) Wer zum Bewerbungsstichtag das 55. Lebensjahr vollendet hat, wird an einem 

Auswahlverfahren nur beteiligt, wenn für das beabsichtigte Studium unter Berücksich-

tigung der persönlichen Situation schwerwiegende wissenschaftliche oder berufliche 

Gründe sprechen. 

(5) Studienplätze nach Artikel 11 Absatz 3, bei denen die Zulassung auf den ersten 

Teil des Studiengangs beschränkt ist, weil das Weiterstudium an einer deutschen 

Hochschule nicht gewährleistet ist, können auch durch das Los vergeben werden. 
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Artikel 9 

Vorabquoten 

(1) 1In einem Auswahlverfahren sind bis zu 20 Prozent der zur Verfügung stehenden 

Studienplätze vorzubehalten für: 

1. Bewerberinnen und Bewerber, für die die Ablehnung des Zulassungsantrages eine 

außergewöhnliche Härte bedeuten würde, 

2. Bewerberinnen und Bewerber, die sich auf Grund entsprechender Vorschriften ver-

pflichtet haben, ihren Beruf in Bereichen besonderen öffentlichen Bedarfs auszuüben, 

3. ausländische Staatsangehörige und Staatenlose, soweit sie nicht Deutschen gleich-

gestellt sind, 

4.  

Bewerberinnen und Bewerber, die bereits ein Studium in einem anderen Studiengang 

abgeschlossen haben (Bewerberinnen und Bewerber für ein Zweitstudium). 

2Ferner kann nach Maßgabe des Landesrechts im Rahmen der Kapazität nach Satz 1 

eine Quote für in der beruflichen Bildung Qualifizierte, die über keine sonstige Studi-

enberechtigung verfügen, vorgesehen werden; wird die Quote nicht gebildet, erfolgt 

eine Beteiligung am Verfahren nach Artikel 10. 

(2) 1Die Quoten nach Absatz 1 werden für die Studienplätze je Studienort gebildet; je 

gebildeter Quote ist mindestens ein Studienplatz zur Verfügung zu stellen. 2Daneben 

kann bestimmt werden, dass der Anteil der Studienplätze für die Bewerbergruppen 

nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 und Satz 2 an der Gesamtzahl der Studienplätze je 

Bewerbergruppe nicht größer sein darf als der Anteil der jeweiligen Bewerbergruppe 

an der Bewerbergesamtzahl. 3Nicht in Anspruch genommene Studienplätze aus den 

Quoten nach Absatz 1 werden nach Artikel 10 Absatz 1 vergeben. 

(3) Eine außergewöhnliche Härte liegt vor, wenn besondere, vor allem soziale und 

familiäre Gründe in der Person der Bewerberin oder des Bewerbers die sofortige Auf-

nahme des Studiums zwingend erfordern. 

(4) Bewerberinnen und Bewerber nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 werden nach den 

Prüfungsergebnissen des Erststudiums und nach den für die Bewerbung für ein wei-

teres Studium maßgeblichen Gründen ausgewählt. 

(5) Bewerberinnen und Bewerber nach Absatz 1 Satz 2 werden nach Maßgabe des 

Landesrechts nach dem Grad der Eignung für den gewählten Studiengang und die 

sich typischerweise anschließenden Berufstätigkeiten ausgewählt. 

(6) Wer den Quoten nach Absatz 1 Satz 1 Nummern 2 bis 4 und Satz 2 unterfällt, kann 

nicht im Verfahren nach Artikel 10 zugelassen werden; Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 2 

bleibt unberührt. 
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(7) 1Besteht in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nummern 1, 2 und 4 sowie Satz 2 

Ranggleichheit, wird vorrangig ausgewählt, wer dem Personenkreis nach Artikel 8 Ab-

satz 3 Satz 1 angehört; im Falle des Absatzes 1 Satz 2 können durch Rechtsverord-

nung nach Artikel 12 weitere Kriterien vorgesehen werden. 2Besteht danach noch 

Ranggleichheit, entscheidet das Los. 

 

 

Artikel 10 

Hauptquoten 

(1) 1Im Auswahlverfahren werden die nach Abzug der Studienplätze nach Artikel 8 Ab-

satz 3 Satz 2 und Artikel 9 verbleibenden Studienplätze an jeder Hochschule nach fol-

genden Grundsätzen vergeben: 

1. zu 30 Prozent durch die Stiftung nach dem Ergebnis der Hochschulzugangsberech-

tigung, 

2. zu 10 Prozent durch die Hochschulen nach dem Ergebnis eines Auswahlverfahrens 

nach Absatz 2, 

3. im Übrigen von den Hochschulen nach dem Ergebnis eines Auswahlverfahrens 

nach Absatz 3. 

2Die Länder tragen dafür Sorge, dass die Abiturdurchschnittsnoten innerhalb eines 

Landes und im Verhältnis der Länder untereinander hinsichtlich der jeweiligen Anfor-

derungen und Bewertungen annähernd vergleichbar sind. 3Solange deren annähernde 

Vergleichbarkeit im Verhältnis der Länder untereinander nicht gewährleistet ist, erfolgt 

ein entsprechender Ausgleich bei der Auswahl der Bewerberinnen und Bewerber auf 

Basis von Prozentrangverfahren und unter Bildung von Landesquoten. 4Die Quote ei-

nes Landes bemisst sich zu einem Drittel nach seinem Anteil an der Gesamtzahl der 

Bewerberinnen und Bewerber für die nach Artikel 7 einbezogenen Studiengänge (Be-

werberanteil) und zu zwei Dritteln nach seinem Anteil an der Gesamtzahl der Acht-

zehn- bis unter Einundzwanzigjährigen (Bevölkerungsanteil); für die Länder Berlin, 

Bremen und Hamburg werden die sich danach ergebenden Quoten um dreißig Prozent 

erhöht. 5Bei der Berechnung des Bewerberanteils werden nur Personen berücksich-

tigt, die eine Hochschulzugangsberechtigung besitzen, die von allen Ländern gegen-

seitig anerkannt ist. 

(2) 1In der Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 vergibt die jeweilige Hochschule die 

Studienplätze nach Maßgabe des Landesrechts insbesondere 

1. nach dem Ergebnis eines fachspezifischen Studieneignungstests, 
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2. nach dem Ergebnis eines Gesprächs oder anderer mündlicher Verfahren, die von 

der Hochschule mit den Bewerberinnen und Bewerbern durchgeführt werden, um Auf-

schluss über deren Eignung für das gewählte Studium und den angestrebten Beruf zu 

erhalten, 

3. nach der Art einer abgeschlossenen Berufsausbildung oder Berufstätigkeit in einem 

anerkannten Ausbildungsberuf, die über die fachspezifische Eignung Auskunft gibt, 

4. nach besonderen Vorbildungen, praktischen Tätigkeiten, außerschulischen Leistun-

gen oder außerschulischen Qualifikationen, die über die fachspezifische Eignung Aus-

kunft geben. 

2Das Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung und deren Einzelnoten werden 

nicht berücksichtigt. 3Durch Landesrecht kann der Kriterienkatalog nach Satz 1 einge-

schränkt werden. 

(3) 1In der Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 vergibt die jeweilige Hochschule die 

Studienplätze nach Maßgabe des jeweiligen Landesrechts insbesondere 

1. nach folgenden Kriterien der Hochschulzugangsberechtigung: 

a. Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung für das gewählte Studium (Note und 

Punkte), 

b. gewichtete Einzelnoten der Hochschulzugangsberechtigung, die über die fachspe-

zifische Eignung Auskunft geben; 

2. nach folgenden Kriterien außerhalb der Hochschulzugangsberechtigung: 

a. Ergebnis eines fachspezifischen Studieneignungstests, 

b. Ergebnis eines Gesprächs oder anderer mündlicher Verfahren, die von der Hoch-

schule mit den Bewerberinnen und Bewerbern durchgeführt werden, um Aufschluss 

über deren Eignung für das gewählte Studium und den angestrebten Beruf zu erhalten, 

c. Art einer abgeschlossenen Berufsausbildung oder Berufstätigkeit in einem aner-

kannten Ausbildungsberuf, die über die fachspezifische Eignung Auskunft gibt, 

d. besondere Vorbildungen, praktische Tätigkeiten, außerschulische Leistungen oder 

außerschulische Qualifikationen, die über die fachspezifische Eignung Auskunft ge-

ben. 

2In die Auswahlentscheidung ist neben dem Ergebnis der Hochschulzugangsberechti-

gung nach Satz 1 Nummer 1 mindestens ein schulnotenunabhängiges Kriterium ein-

zubeziehen; im Studiengang Medizin ist zusätzlich mindestens ein weiteres schulno-

tenunabhängiges Kriterium zu berücksichtigen. 3Mindestens ein schulnotenunabhän-

giges Kriterium ist erheblich zu gewichten. 4In die Auswahlentscheidung fließt mindes-

tens ein fachspezifischer Studieneignungstest nach Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a 

ein. 
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(4) 1Das jeweilige Landesrecht kann in den Quoten nach Absatz 1 Satz 1 Nummern 2 

und 3 Unterquoten zulassen oder festsetzen. 2Im Umfang von bis zu 15 Prozent der 

Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 kann das Landesrecht abweichend von Ab-

satz 3 Sätze 2 bis 4 zulassen oder festsetzen, dass in einer Unterquote nach Satz 1 

ein Kriterium oder mehrere Kriterien ausschließlich nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 

oder ausschließlich nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 verwendet werden. 

(5) 1Die Kriterien nach den Absätzen 2 und 3 sind jeweils in standardisierter, struktu-

rierter und qualitätsgesicherter Weise transparent anzuwenden. 2Sie müssen in ihrer 

Gesamtheit eine hinreichende Vorhersagekraft für den Studienerfolg und die sich typi-

scherweise anschließenden Berufstätigkeiten gewährleisten. 3Wird ein Kriterium als 

einziges Kriterium verwendet, muss es eine hinreichende Vorhersagekraft für den Stu-

dienerfolg und die sich typischerweise anschließenden beruflichen Tätigkeiten haben. 

(6) Die Zahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer am Auswahlverfahren nach den Ab-

sätzen 2 und 3 kann nach Maßgabe des jeweiligen Landesrechts begrenzt werden; 

eine Vorauswahl nach dem Grad der Ortspräferenz darf nur für einen hinreichend be-

schränkten Anteil der nach den Absätzen 2 und 3 zu vergebenden Studienplätze und 

nur zur Durchführung aufwändiger individualisierter Auswahlverfahren erfolgen. 

(7) 1Besteht in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 1 Ranggleichheit, wird vor-

rangig ausgewählt, wer dem Personenkreis nach Artikel 8 Absatz 3 Satz 1 angehört. 
2Besteht danach noch Ranggleichheit, entscheidet das Los. 3In den Fällen des Absat-

zes 1 Satz 1 Nummern 2 und 3 erfolgt eine Regelung durch das jeweilige Landesrecht. 

(8) 1Bei der Entscheidung über die Studienplatzvergabe ist zunächst die Quote nach 

Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, dann die Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und da-

nach die Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 abzuarbeiten. 2Durch Rechtsverord-

nung nach Artikel 12 kann für die Quoten nach Absatz 1 Nummern 2 und 3 eine ab-

weichende Reihenfolge festgelegt werden. 3Bewerberinnen und Bewerber, die in einer 

der Quoten ein Zulassungsangebot angenommen haben oder eine Zulassung erhalten 

haben, werden von der Teilnahme an weiteren Verfahren in den übrigen Quoten aus-

geschlossen. 

(9) Nicht in Anspruch genommene Studienplätze aus den Quoten nach Absatz 1 wer-

den anteilig in den übrigen Quoten des Absatzes 1 vergeben. 

 

 

Artikel 12  

Verordnungsermächtigung 

(1) Die Länder bestimmen durch Rechtsverordnungen die Einzelheiten des Verfahrens 

und der dabei anzuwendenden inhaltlichen Kriterien, insbesondere:  

1. die Auswahlkriterien (Artikel 8 und 9 sowie Artikel 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1),  
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2. das Nähere zu Verfahren und Methoden der Herstellung einer annähernden Ver-

gleichbarkeit der Abiturdurchschnittsnoten (Artikel 10 Absatz 1 Satz 3),  

3. die Quoten nach Artikel 9 Absatz 1, insbesondere auch in Bezug auf den Erlass von 

Zulassungen, Zulassungsangeboten und Bescheiden in der Quote nach Artikel 9 Ab-

satz 1 Satz 2,  

4. im Fall des Artikels 2 Absatz 1 Nummer 2 den Ablauf des Bewerbungsverfahrens, 

insbesondere die Fälle, in denen Bewerbungen an die Stiftung zu richten sind, ein-

schließlich der Fristen; dabei kann die Verpflichtung zur elektronischen Antragstellung 

und ein elektronischer Bescheidversand vorgesehen werden,  

5. im Fall des Artikels 2 Absatz 1 Nummer 2 den Ablauf des Vergabeverfahrens sowie 

die Vergabe nicht in Anspruch genommener oder aus anderen Gründen frei gebliebe-

ner Plätze auch an Bewerberinnen und Bewerber, die die Fristen versäumt haben,  

6. die Vergabe der Studienplätze nach Artikel 8 Absatz 5,  

7. die Normwerte sowie die Kapazitätsermittlung nach Artikel 6,  

8. die Festsetzung von Zulassungszahlen nach Artikel 6, soweit das Landesrecht dafür 

keine andere Rechtsform vorsieht,  

9. die Gleichstellung weiterer Personen mit Deutschen auf Grund zwischenstaatlicher 

Vereinbarungen nach Artikel 5 Absatz 2 Satz 3,  

10. die Einzelheiten zur Durchführung des Dialogorientierten Serviceverfahrens nach 

Artikel 2 Absatz 2.  

(2) Die Rechtsverordnungen der Länder nach Absatz 1 müssen übereinstimmen, so-

weit dies für eine zentrale Vergabe der Studienplätze und für den Abgleich von Mehr-

fachzulassungsmöglichkeiten und -studienmöglichkeiten im Dialogorientierten Ser-

viceverfahren notwendig ist.  
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Artikel 18 

Übergangsregelungen 

(1) 1In den Vergabeverfahren zum Sommersemester 2020 bis einschließlich Winter-

semester 2021/2022 in den Studiengängen Medizin, Zahnmedizin und Tiermedizin 

wird im Auswahlverfahren nach Artikel 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 für die Bildung 

der Ranglisten als ein Kriterium zusätzlich die Dauer der Zeit seit dem Erwerb der für 

den gewählten Studiengang einschlägigen Hochschulzugangsberechtigung (Warte-

zeit) nach folgenden Maßgaben berücksichtigt: 

1. In den Vergabeverfahren zum Sommersemester 2020 und zum Wintersemester 

2020/2021 wird eine Wartezeit von 15 Semestern und mehr neben Kriterien nach Ar-

tikel 10 Absatz 2 Satz 1 mit 45 Prozent gewichtet. 

2. In den Vergabeverfahren zum Sommersemester 2021 und zum Wintersemester 

2021/2022 wird eine Wartezeit von 15 Semestern und mehr neben Kriterien nach Ar-

tikel 10 Absatz 2 Satz 1 mit 30 Prozent gewichtet. 

3. In den Nummern 1 und 2 nimmt die Gewichtung bei einer Wartezeit von weniger als 

15 Semestern linear ab. 

4. Wer geltend macht, aus nicht selbst zu vertretenden Umständen daran gehindert 

gewesen zu sein, einen für die Berücksichtigung der Wartezeit besseren Wert zu er-

reichen, wird mit dem nachgewiesenen Wert an der Vergabe der Studienplätze betei-

ligt. 

2Zeiten eines Studiums an einer deutschen Hochschule werden auf die Wartezeit nach 

Satz 1 nicht angerechnet; davon ausgenommen sind Zeiten eines Studiums auf Grund 

einer Zulassung nach Artikel 11 Absatz 3. 3Bei Ranggleichheit gilt Artikel 10 Absatz 7 

Sätze 1 und 2 entsprechend. 

(2) 1Für die Zeit, in der die technischen Voraussetzungen für die Anwendung der Kri-

terien und Verfahrensgrundsätze nach Artikeln 9 und 10 nicht im vollen Umfang gege-

ben sind, gelten zur Gewährleistung der effizienten und rechtssicheren Durchführung 

der Zulassungsverfahren folgende Regelungen: 

1. Die Länder können durch Rechtsverordnung Einschränkungen bei der Anwendung 

von Kriterien nach Artikeln 9 und 10 Absatz 2, Absatz 3 Satz 1 und Absatz 6 festlegen. 

2. Abweichend von Artikel 10 Absatz 7 Satz 3 können die Länder durch Rechtsverord-

nung regeln, dass bei Ranggleichheit die Auswahl nach den Kriterien in Artikel 10 Ab-

satz 7 Sätze 1 und 2 auch für die Verfahren nach Artikel 10 Absatz 1 Satz 1 Num-

mern 2 und 3 erfolgt. 

2Die Länder legen in den Rechtsverordnungen die Dauer der Einschränkungen nach 

Nummer 1 und der Abweichungen nach Nummer 2 fest. 
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(3) 1Für den Studiengang Pharmazie können die Länder durch Rechtsverordnung von 

der Anwendung des Artikels 10 Absatz 3 Sätze 3 und 4 absehen. 2Für Verfahren nach 

Artikel 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 können sie durch Rechtsverordnung festlegen, 

dass Studienplätze nach den Regelungen des Artikels 10 Absatz 3 unter Anwendung 

von Satz 1 vergeben werden. 3Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 bleibt unberührt. 

 

Gesetz über die Hochschulen im Land Berlin 

(Berliner Hochschulgesetz - BerlHG) 

in der Fassung vom 26. Juli 2011 

§ 11 

Hochschulzugang für beruflich Qualifizierte 

(1) Wer 

1. eine Aufstiegsfortbildung nach den Bestimmungen der Handwerksordnung, des Be-

rufsbildungsgesetzes oder vergleichbaren bundes- oder landesrechtlichen Regelun-

gen bestanden hat, 

2. eine Fachschulausbildung an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Fach-

schule im Sinne des § 34 des Schulgesetzes oder eine vergleichbare Ausbildung in 

einem anderen Bundesland abgeschlossen hat, 

3. eine der unter Nummer 1 genannten Fortbildung vergleichbare Qualifikation für den 

nautischen oder technischen Schiffsdienst erworben hat oder 

4. eine der unter Nummer 1 genannten Fortbildung vergleichbare Qualifikation auf 

Grund einer landesrechtlich geregelten Fortbildungs- oder Weiterbildungsmaßnahme, 

insbesondere nach dem Gesetz über die Weiterbildung und Fortbildung in den Medi-

zinalfachberufen und in Berufen der Altenpflege vom 3. Juli 1995, das zuletzt durch 

Gesetz vom 9. Mai 2016 (GVBl. S. 226) geändert worden ist, für Berufe im Gesund-

heitswesen oder im sozialpflegerischen oder pädagogischen Bereich erworben hat, 

ist berechtigt, ein grundständiges Studium an einer Hochschule aufzunehmen (allge-

meine Hochschulzugangsberechtigung). 

(2) Wer in einem zum angestrebten Studiengang fachlich ähnlichen Beruf eine durch 

Bundes- oder Landesrecht geregelte mindestens zweijährige Berufsausbildung abge-

schlossen hat, ist berechtigt, ein seiner bisherigen Ausbildung entsprechendes grund-

ständiges Studium an einer Hochschule aufzunehmen (fachgebundene Hochschulzu-

gangsberechtigung). 

(3) Wer über eine fachgebundene Hochschulzugangsberechtigung nach Absatz 2 ver-

fügt, ist darüber hinaus berechtigt, an einer Hochschule in einem frei gewählten grund-

ständigen Studiengang ein Studium aufzunehmen, wenn er oder sie die Studierfähig-

keit in dem Fach in einer Zugangsprüfung nachgewiesen hat. Bei der Festlegung der 
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Prüfungsinhalte sind die Vorkenntnisse, die im Rahmen des Besuchs einer berufsbil-

denden Schule erworben werden, in angemessener Weise zu berücksichtigen. Die 

Prüfung kann in jedem Bewerbungszeitraum abgelegt und wiederholt werden. Die 

Hochschulen bieten hierfür geeignete Informationen und Vorbereitungsmöglichkeiten 

an. 

(4) Wer auf Grund einer beruflichen Qualifikation ein mindestens einjähriges Hoch-

schulstudium in einem anderen Bundesland erfolgreich absolviert hat, kann unbescha-

det des Absatzes 2 das Studium in einem ähnlichen Studiengang an einer Berliner 

Hochschule fortsetzen. 

(5) Eine Hochschulzugangsberechtigung nach Absatz 1 oder Absatz 2 erhält auch, 

wer eine berufliche Ausbildung im Ausland nachweist, die denen der Absätze 1 oder 2 

entspricht. 

(6) Das Nähere regeln die Hochschulen durch die Zugangssatzung. 

 


